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Editorial 


Die Redaktion ist stolz darauf, dem verehrten Publikum hiermit die vierte Nummer 6 der 
Zeitschrift "telgraph" zu überreichen, wenn man mal die Nummern der Vorzeitschrift 
"Umweltblätter" nicht berücksichtigt. Welche Mühe uns das macht, darüber wollen wir 
nicht reden. Es wäre aber schön, wenn etwas mehr Resonanz als früher kommen würde. 

Diesmal hat mit dem Bericht über die Kriegsschiffsbesetzung in Peenemünde die 
Friedensfrage bei uns eine zentrale Rolle erhalten. Nun, da sich der deutsche Soldat wieder 
aufmacht, auf den Weltkriegsschauplätzen mitzumischen und sich in Jugoslawien und 
anderswo die Völker unter UNO-Kontrolle gegenseitig abschlachten und vergewaltigen, 
hat das Thema die alte Brisanz. 

Zunächst unbeabsichtigt, ergänzen sich zwei Artikel unseres Heftes, der über die 
deutsch-sowjetischen Militärbeziehungen und ein Bericht über einen Kongreß von Gulag- 
Gefangenen. Sie zeigen, wie tief in Osteuropa - und nicht nur dort - Gegenwart und 
Vergangenheit zusammenhängen. 

Des weiteren möchten wir noch einmal den Appell an die Abonnenten wiederholen, 
uns bei der Umstellung aufdie neuen Postleitzahlen zu helfen - der 1.7. ist nicht mehr weit. 
Eure Hilfe könnte uns viel Arbeit und Streß sparen. Den erstaunlich Vielen, die uns schon 
ihre neue Postleitzahl zugeschickt haben, danken wir sehr. 

Wer’s nicht gelesen hat, der Eulenspiegel meint ja, daß die neuen Postleitzahlen 
dem Geist eines RAF-Terroristen entsprungen sind, der im Zuge der Effektivisierung der 
Arbeit dieser Organisation Postminister wurde. "Er führte", meint die Zeitschrift, "in der 
ganzen Republik neue, fünfstellige Postleitzahlen ein und legte durch diese List die 
gesamte öffentliche Verwaltung lahm." Wenn es dazu käme, wäre dies immerhin ein 


positiver Aspekt. In dieser Hoffnung grüßt Euch 
Eure Redaktion "telegraph" 


telegraph 6/93 7 


Anfang für etwas Neues? 
Aktion in Peenemünde gegen den Verkauf von NVA-Kriegsschifien 


Da wir uns im ““telegraph”’ vorwiegend mit 
unterdrückten und verschwiegenen Infor- 
mationen beschäftigen, bleibt die Frage, ob 
wir noch näher auf die Aktion von 
Rüstungsgegnern gegen den Verkauf von 
DDR:Kriegsschiffen nach Indonesien ein- 
gehen müssen. Die überregionalen Tages- 
zeitungen und das Fernsehen berichteten 
darüber relativ breit, auch wenn das Ereig- 
nis vonder Bluttat von Solingen überschattet 
wurde. Aber obwohl die harte Pressearbeit 
der Vorbereitungsgruppe der Peenemünde- 
Aktion gute Früchte trug, bleiben doch ın 
den Presseberichten zahlreiche Mängel, 
Fehler, Mißverständnisse und Verdrehun- 
gen. Ein Herr Diethart Goos von Springers 
““Welt’’ trieb es ganz besonders arg. Er 
formte aus einer fehlgedeuteten Agentur- 
_ meldung einen ganz und gar falschen span- 

nenden "Vor-Ort"-Bericht und behauptete 
dann zum krönenden Abschluß, die Teil- 
nehmer hätten sich hauptsächlich aus Mit- 
gliedern der Organisation Greenpeace zu- 
sammengesetzt. Einer der wesentlichen 
Punkte an der Aktion war aber nun gerade, 
daß sich daran vorwiegend ostdeutsche 
Gruppen aus allen möglichen politischen 
Spektren, von Autonomen bis zum Neuen 
Forum beteiligten. Auch sollte es gleich an 
dieser Stelle angemerkt werden, daß nicht, 
wie Polizeiberichte behaupteten, ein Scha- 
den von 500.000 DM entstand, nein erste 
Expertenbesichtigungen ergaben vorerst 
einen Schaden von 1,3 Millionen DM. Ob 
man das schlimm findet, hängt natürlich 
vorwiegend von der Betrachtungsweise ab. 
DieRüstungsgegneraller Spektren betrach- 
ten die Schiffe von Rechts wegenals Schrott 
und freuensichübererste Verschrottungser- 
folge. Nur diejenigen, die die Flotte an 


fernöstliche Diktaturen verkaufen wollen, 
jammern über den angerichteten Schaden. 
Es ist natürlich, wie wir schon seinerzeit 
angesichts der Stürmung der Ostberliner 
Stasizentrale im Januar 1990 bemerkten, 
nicht schön, Ketchup in Videorecorder zu 
schütten und vielleicht ebensowenig ange- 
messen, Feuerlöscher in Schiffselektronik 
abzublasen, aber verständlich ist es eben 
doch. 

Aufmerksame LeserInnen unserer 
Zeitschrift erfuhren bereits in der letzten 
Nummer, daß die Bundesregierung entge- 
gen früheren Verschrottungszusagen 39 
DDR-Kriegsschiffe an die indonesische 
Regierung verkauft hat. 7 waren bereits 
Mitte 1992 nach Algerien verkauft worden. 
Der Clou der Geschichte ist, daß das Ge- 
schäftmit derindonesischen Militärdiktatur 
kein good-will-act ist, wasjaschon schlimm 
genug wäre, sondern der Deutschen Bun- 
desregierung 1,1 Milliarden US-$ einbringt. 
Allerdings werden als kleines Zubrot 3 
nagelneue U-209-Boote und die Ausbil- 
dung von indonesischen Militärs an 
Bundeswehrausbildungsstätten spendiert. 
Daß der Deal nicht etwa mit den indonesi- 
schen Militärs, sondern mit dem Technolo- 
gieministeriumabgewickelt wird, geschieht 
nicht nur aus Tarnungsgründen. Technolo- 
gie- und Forschungsminister Bacharuddin 
Jusuf Habibie war Vizepräsident bei 
Messerschmidt-Bölkow-Blohm (MBB, 
jetzt zu Daimler gehörend). Der ın seinem 
Heimatland ‘‘german boy’’ genannte 
Hoffnungssproß der rechtsliberalen und 
linkskonservativen Jugend ist Absolvent 
der TH Aachen, enger Freund von Graf 
Lambsdorffund giltaußerdemalsaussichts- 
reicher Nachfolgekandidat im indonesı- 
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Einer der Peenemünder Schiffsbesetzer, Robert aus Halle (siehe Brief im letzten "telegraph") 
mit Handschellen im Wolgaster Polizeigewahrsam 
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schen Präsidentenamt. Das kann sich auch 
für die Interessen der Bundesrepublik 
Deutschland als nützlich erweisen, denn 
allen ist bekannt, daß die Frage, wer in 
Indonesien ein neues Atomkraftwerkchen 
baut, Siemens oder seine japanischen und 
amerikanischen Konkurrenten, nicht über 
eine Ausschreibung, sondern durch 
Lobbyarbeit entschieden wird. Und auch 
sonst verspricht sich die deutsche Industrie 
viel Schönes. 

Die innerindonesischen Verhältnis- 
se sind als fragwürdig bekannt. Das 
Scheinparlament wird de facto von den 
Militärs und vom Diktator ernannt und die 
zwangsvereinigten Oppositionsparteien 
üben eine ähnliche Funktion aus wie die 
einstigen DDR-Schattenparteien, Gott hab 
sie selig. Folter ist Normalität, Sippenhaft 
ebenfalls, Versammlungen über vier Perso- 
nen müssen angemeldet werden, die Dikta- 
tur ist bis in die kleinsten Zellen der Gesell- 
schaft durchorganisiert, erinnert in vielen 
Zügen an die DDR der fünfziger Jahre. 
Menschenrechtsorganisationen machen 
besonders auf die Massaker nach der Inter- 


vention in West-Papua im Jahre 1962 und 


in Ost-Timor 1975 aufmerksam. Im ersten 
Fall wurden 300.000 der eine Million 
Ureinwohner ausgerottet, im zweiten Fall 
ließ man es bei 250.000, ebenfalls einem 
Drittel der Bevölkerung bewenden. Die 
Verbliebenen werden teilweise in KZ-artı- 
gen Siedlungen “umerzogen”. 

Seit dem 23. Januar 1993, als 
Gastgeschenk zu Kohls Indonesienreise, 
sind die Schiffe in indonesischem Besitz. 
Der Bundessicherheitsrat hatte den Deal 
genehmigt, obwohl es in seinen eigenen 
Bestimmungen heißt: ‘Der Export von 
Kriegswaffen wird grundsätzlich nicht ge- 
nehmigt, es sei denn, daß auf Grund beson- 
derer politischer Erwägungen Ausnahmen 
allgemeiner Art festgelegt werden oder im 


Einzelfall vitale Interessen der Bundesre- 
publik für eine ausnahmsweise Genehmi- 
gung sprechen. Der Export darf nicht zu 
einer Erhöhung bestehender Spannungen 
beitragen.’’ Aber solche Bestimmungen 
werden ohnehin nur geschaffen, um die 
sauber formulierten Lücken wahrnehmen 
und ausweiten zu können. Die indonesi- 
sche Regierung ließ neuestens verlauten, 
daß es ihr nur um die Bekämpfung von 
Piraten ginge. Wozu dabei Landungsboote 
dienen sollen, die sich wohl eher für eine 
Invasion eignen, bleibt unklar. Es sei denn, 
man will den Piraten in ihre Dörfer folgen, 
um die dann auszurotten. 

Die in Peenemünde liegende Flotte 
soll u.a durch die Wolgaster Werft 
umgerüstet werden. Gerüchte sprechen al- 
lerdings davon, daß in westdeutschen Werf- 
ten die Schiffe zusätzlich mit amerikani- 
schen Waffen ausgerüstet werden sollen. 
Die Umrüstung in Wolgast ist demnach 
offenbar nur das vorgeschobene ““Arbeits- 
plätze für den Osten’’-Argument. 

Dies waren die Informationen, die 
sich langsam bei der Vorbereitungsgruppe 
sammelten, die seit Anfang April die 
Peenemünde-Aktion vorbereiteten. Entstan- 
den ist die Idee am 1. April in Dresden, 
dann kamen Berliner und schließlich Leute 
aus fastallen Landesteilen Ostdeutschlands 
und fast allen politischen Spektren aus der 
Linken hinzu. Vertreten war nichtdie PDS, 
das Bündnis 90 und durch Abwesenheit 
glänzten bis zum Schluß der Aktion all die 
Abgeordneten, die sich anmaßen, die soge- 
nannte Bürgerbewegung in den Parlamen- 
ten zu vertreten. 

Im Unterschied zu besagtem aben- 
teuerlichen Bericht des Redakteurs der 
«« Welt’, der die Demonstranten in friedli- 
che und Extremisten zu unterteilen belieb- 
te,war von Anfang aneine Besetzungder in 
Peenemünde liegenden Kriegsschiffe ge- 
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plant. Die Gruppe vor den Toren des alten 
Hafengeländes sollte öffentlichkeitswirk- 
same Aktionen und die Pressearbeit für 
diejenigen organisieren, die sich in einem 
der Kriegsschiffe verbarrikadieren wollten. 
Weil die Besetzungsaktion nicht genügend 
konspirativ gehandelt wurde, gab es große 
Sorgen, daß die bundesdeutschen Geheim- 
dienste schon voll informiert waren. Darauf 
schien eine BGS-Übung hinzuweisen, die 
die ganze Woche vor der Aktion auf dem 
Hafengelände ablief. Aber am Freitag vor 
Pfingsten packte die militärische Polizei- 
truppe ihre Koffer und fuhr ins wohlverdiente 
lange Wochenende. Der Staatsschutz dage- 
gen hatte, wie aus dem Hintergrund zu 
erfahren war, gut aufgepaßt. Er ließ der 
Polizei einen Bericht zugehen, demzufolge 
am Pfingstsonntag von bösen Extremisten 
ein nahegelegener Flughafen besetzt wer- 
den sollte. Die Tatsache, daß am Freitag 
abend, kurz vor Dienstschluß, in der 
Bürgermeisterei zwei Demonstrationen auf 
dem Platz vor den Toren des Hafens ange- 
meldet worden waren, eine für Samstag von 


14 bis 22 Uhrund eine für Sonntag während 
der gleichen Zeitspanne, löste kein Nach- 
denken bei den Behörden aus, die sich 
vermutlich zu diesem Zeitpunkt schon 
gedanklich individualisiert und in ihremehr 
oder weniger komfortablen Datschas zu- 
rückgezogen hatten. So war es unvermutet 
überflüssige Vorsicht der Aktionisten, daß 
eines der Kriegsschiffe bereits in der Nacht 
zum Samstag besetzt wurde. 

Die Bahn für die Demonstranten, 
die am Pfingstsamstag vor dem Peene- 
münder Hafen eintrafen, war vollständig 
frei. Ein Polizeiauto, das vor Beginn der 
Demonstration zu sehen war, zog sich bald 
zu reizvolleren Zielen zurück. Unter Be- 
gleitung von Journalisten und Fernseh- 
kameras zogen die etwa 100 Demonstran- 
ten auf das Hafengelände, wo majestätisch 
der einstige Stolz der DDR-Kriegsflotte auf 
den Wellen wiegte. Die Demonstranten 
wurden von den Besetzern von der Brücke 
eines an der Mole liegenden U-Bootjägers 
stürmisch begrüßt und beeilten sich, auch 
ihrerseits die Schiffe zur erklettern. Dabei 
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ist es, wie schon erwähnt, zu größerem 
Sachschaden gekommen. Ich will gar nıcht 
an die Klagen eines Herr denken, der ein 
nebenliegendes, einst von KZ-Häftlingen 
erbautes Werklein für den Eigentümer ver- 
waltet, und sein Industriedenkmal durch 
Graffiti und Plakate beschädigt sah. Die 
Schiffe waren bald von oben bis unten be- 
malt und mit Transparenten versehen. Am 
Mast des für die Besetzung vorgesehenen 
Schiffes flatterte die Piratenflagge, übri- 
gens ein Produkt ““Made in Taiwan’’, das 
hierzulande ganz legal zu erwerben ist. 
Wirklich peinlich und bedauerlich 
war nur, daß vonall den vielen anwesenden 
Gruppen und Personen, das Neue Forum es 
wichtig fand, die Schiffe mit dem eigenen 
Namen zu verzieren. Wenn jede Gruppe 
sich solchermaßen präsentiert hätte, wäre 
kein Platz mehr für andere Aufschriften 
gewesen. Nicht unbedingt Konsens waren 
auch die aufgespannten schwarz-rot-golde- 
nen Flaggen mit dem °‘‘Schwerter zu 
Pflugscharen”’-Symbol. Mir als ehemali- 


ges Mitglied der DDR-Friedensbewegung 
war schon immer der stalinistische Recke 
etwas leid, der nach dem Vorbild eines 
sowjetischen Ehrenmals ein Schwert ineine 
Pflugschar umschmiedet. Das war damals 
vielleicht richtig, um der staatlichen Propa- 
ganda den Wind aus den Segeln zu neh- 
men, aber heute sollte man das Symbol 
doch dorthin stellen, wohin es gehört, ins 
Museum. Ganz zu schweigen von dem 
schwarz-rot-goldenen Hintergrund, der ja 
auch seit den Befreiungskriegen und der 
1848er Revolution seine gute Geschichte 
hat, aber seit Jahrzehnten vor allem der 
Selbstdarstellung der bundesdeutschen 
Orthodoxie dient und jetzt in Somalıa, dem- 
nächst in Jugoslawien und wenn es nach 
dem Willen der Nationalisten und Interven- 
tionisten geht, bald in aller Welt deutschen 
Kriegern voranwedeln wird. Immerhin fan- 
den die Demonstranten am Veranstal- 
tungswagen vor den Toren des Hafens eine 
passableLösung für das unglückselige Sym- 
bol: der goldene Teil wurde herausgetrennt 
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und eine schwarz-rote Fahne trug die 
Graphik des sowjetischen Recken ım 
Bibelspruch. 

Zwei Stunden nach Beginn der 
Aktion trafen die ersten Polizisten ein, ver- 
steckten sich aber hinter einem Mäuerchen 
und kommunizierten mit einem Schlauch- 
boot, das heimlich die aufdem Schiffanwe- 
senden Personen auf Videozu bannen such- 
te. Schließlich gab es doch eine Wache von 
zehn Polizisten vor dem Aufgang zu den 
Schiffen, die dann vergeblich versuchten, 
bei zwanzig von den Schiffen kommenden 


Besetzern die Ausweise zu kontrollieren. 


Im Verlaufe eines kurzen Handgemenges 
wurde geklärt, daß sıe dabei einer 
Fehleinschätzung der Kräfteverhältnisse 
unterlagen. Das muß dazu geführt haben, 
daß am Samstag abend dann doch etwa 
hundert Polizisten anrollten undüber Nacht, 
während die Besetzer sich verbarrikadiert 
hielten, dieärgerlichsten Transparente vom 
Schiffabräumten. Dafür, daß sıedabei auch 
die Eigenreklame des Neuen Forums ab- 
räumten, muß ihnenhiermitherzlicher Dank 
ausgesprochen werden. 

Abgesehen von den angesproche- 
nen ärgerlichen Dissenspunkten, die aber 
nirgendwo zu Wortgefechten führten, gab 
es zwischen Pazifisten und Militanten kei- 
ne Uneinigkeit. Klar und von allen akzep- 
tiert war, daß es zu keiner Gewalt gegen 
Personen kommen sollte und die geschil- 
derte kurze Auseinandersetzung mit der 
Polizei wurde von Seiten der Pazifisten mit 
Vergnügen, von Seiten der Militanten als 
angenehmes Ventil zur Kenntnis genom- 
men. Bedauerlich war aber, daß es nie wirk- 
lich zu einem gemeinsamen Gespräch über 
die Aktion kam, in dessen Folge man über 
GemeinsamkeitenundDifferenzenundüber 
Perspektiven des Bündnisses hätte nach- 
denken können. Das fiel aus organisatorı- 
schen und technischen Gründen regelmä- 
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Big aus. Am Samstag abend, zu einem 
Zeitpunkt, wo dieReflektion des Tages und 
ein solches Gespräch besonders wichtig 
und günstig gewesen wäre, wurde im 
Basislager vor dem Hafen eine Videolein- 
wand aufgefahren und alle sahen den mehr 
oder weniger wesentlichen Schlüssen zu, 
die ein US-Taxifahrer aus seinem Leben 
zog. 

Das hätte vermieden werden kön- 
nen, aber auch sonst zeigte der technische 
Apparat, der in dieser Qualität für mich 
erstmals eine solche Demonstration beglei- 
tete, deutlich seine Licht- und Schattensei- 
ten. Eine Verbindung zu den Besetzern auf 
dem Schiffund untereinander auf dem Ge- 
lände erwies sich als unersetzlich. Für die 
Pressearbeit war eineständige Telefonnum- 
mer für Journalisten äußerst förderlich. Ein 
Computer mit Drucker war für die ständige 
Aktualisierung von Flugblättern und 
Pressematerial wesentlich und es machte 
sich das Fehlen eines Kleinkopierers be- 
merkbar. Aber die Vorbereitungsgruppe war 
derartigindie Technik der Nachrichtenkom- 
munikation eingespannt, daß jeder Gedan- 
ke daran fehlte, neue und wichtige Informa- 
tionen an das Fußvolk mitzuteilen. Ent- 
scheidungen, die nach ihrer Bedeutung nur 
durch die Gesamtgruppe hätten erfolgen 
können, wurden ohneböse Absicht imZuge 
der technischen Sachzwänge an jeweiligen 
Schnittstellen der Technik getroffen. Ande- 
rerseits war aber auch keine harte Anfrage 
von Seiten der Teilnehmer bemerkbar, was 
denn das Ganze soll. Alle zogen es vor, ın 
den Gruppen zu bleiben, in denen sie ge- 
kommen waren und ihre jeweiligen strate- 
gischen und taktischen Erwägungen unter 
sich zu diskutieren, falls es überhaupt zu 
einem Gespräch kam. 

Die wenigen Punkte, an denen ein 
Versuch zu einer Gesamtentscheidung ge- 
macht wurde, verliefen durchaus irratıonal. 


Am Sonntag beispielsweise wurde ange- 
sichts zahlreicher Neonazis, dieeinzeln oder 
in Gruppen auftauchten, in einer etwas grö- 
ßeren Runde erstmals diskutiert, wie man 
sich bei einem Naziüberfall zu verhalten 
gedachte. Die Runde wurde durch die über 
Funk kommende Nachricht gesprengt, aus 
Wolgast nähere sich eine größere Meute 
von Faschisten, um uns zu überfallen und 
sei spätestens in einer halben Stunde vor 
Ort. Statt zunächst die Nachricht zu 
verifizieren, wurde die Runde gesprengt 
und alle begannen ihre Zelte abzubauen. 
Natürlich war das bestehende Basislager 
nicht zu verteidigen, aber man hätte doch 
zumindestens eine Entscheidung über ei- 
nen neuen Ort treffen müssen. Es zeigte 
sich dann übrigens, daß,die ursprüngliche 
Information von einem jungen Mann stamm- 
te, der sich auf seine Sachkenntnis als Ein- 
heimischer berief. Siewar dannzu Fußzum 
Schiff getragen worden, vor den dort An- 
wesenden verkündet und dann wieder, leicht 
verändert, über Funk zurückgegeben wor- 
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den. Die Bemerkung eines Berichterstat- 
ters in der “‘Interim’’ vom 10.6., daß in 
dieser Situation “die OrganisatorInnen viel 
Panik verbreiteten und daß eigentlich er- 
fahrene Antifas ... sich kein Gehör ver- 
schaffen konnten, sodaß sich das Lager 
kurzzeitig selbst auflöste’’, wird der Situa- 
tion nicht gerecht. Es fehlte am Wollen zu 
gemeinsamen Entscheidungen, gar nicht 
an profilierten Einzelaktivisten. Ein Pro- 
blem von mangelndem Konsens löste dann 
die zweite und für viele endgültige Auf- 
lösung des Lagers aus. In einer kleinen 
Gruppe auf dem Weg vom Basislager zum 
Schiff war man am Sonntag abend überein- 
gekommen, daß es besser wäre, das 
Großzelt, das für vielezum Schlafen diente, 
abzureißen. Die Entscheidung mag richtig 
gewesen sein, denn der Bürgermeister hatte 
für den Ablauf der Demonstrationsan- 
meldung, am Sonntag um 22 Uhr, die Räu- 
mung angedroht und es wäre unverant- 
wortlich und für die Sponsoren sehr teuer 
geworden, das technische Gerät in Gefahr 
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zu bringen. Aber eine solche Entscheidung 
hätte unbedingt in einer Vollversammlung 
- mit einer technisch machbaren Verbin- 
dung zu den Besetzern des Schiffes - getrof- 
fen werden müssen. So aber war das Abrei- 
Ben des Großzeltes und das Verladen der 
Technik auf die Lastwagen für die meisten 
das Zeichen, daß jetzt hier Schluß gemacht 
wird. Die nachträglich Erklärung über 
Megaphon konnte dieses Mißverständnis 
zwar aufheben, nicht aber das Gefühl hier 
fremdbestimmt zu werden und deshalb am 
falschen Orte zu sein. 

Das Naziproblem erwies sıch dann 
als einezwar existente abernichtexistenzbe- 
drohende Gefahr für die Aktion. Zwar war 
im Nachbarort ein großes Nazifestival, aber 
die Polizei legte am Folgetag von Solingen 
keinen allzugroßen Wert auf ein Mecklen- 
burger Nachspiel und sperrte die Straße 
zum Hafen. 

Im Verlaufe des Sonntags und des 
Montags kam es zu verschiedenen Ver- 
handlungender BehördenmitdenBesetzern 
des Schiffes. Der derzeitige Innenminister 
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Mecklenburgs, der den ausdrucksvollen 
Namen Geil trägt, erschien höchstpersön- 
lich am Montag zum Verhandeln auf dem 
Schiff, reisteaber unverrichteter Dinge wie- 
der ab. Eine immer größere Gruppe von 
Polizisten stand der immer mehr dahin- 
schmelzenden Schar von Demonstranten 
gegenüber, aber das Schiff war eben doch 
besetztunddas wareineöffentlichkeitswirk- 
sameRealität, mit derdiestaatliche Armada 
nur schwer umgehen konnte. Am Pfingst- 
montagabend wurden die Schiffe schließ- 
lich endgültig gestürmt und die Besetzer 
mit Vorschlaghämmern aus ihrem freiwil- 
ligen Gefängnis befreit. 

Die Behandlung der festgenomme- 
nen Besetzer aufeiner WolgasterPolizeista- 
tion warübrigens ausnehmend human. Das 
hindert nicht, daß sie, wie es scheint, nach 
den Bestimmungen der Bundesrepublik 
Deutschland eine Reihe von kriminellen 
Delikten auf sich geladen haben, Hausfrie- 
densbruch, Schweren Landfriedensbruch, 
Sachbeschädigung und Behinderung der 
Seefahrtswege. Wir werden darauf zurück- 
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’.kommen müssen, denn mit Sicherheit wırd 
“ einNachspiel vor den Gerichten dann erfol- 


gen, wenn niemand mehr zuhört und es 
wird sehr viel Geld kosten, das nur durch 
Solidarität aufzubringen ist. 

Insgesamt war die Peenemünde- 
aktion ein wichtiger Versuch zu neuen 
Aktionsformen gegen den täglichen Wahn- 
sinn der Bundesrepublik Deutschland zu 
finden. Es gab ein breites Bündnis, aber es 
gab noch nicht sehr viel Verständigung 
über gemeinsame Wege und Ziele. Der 


„Erfolg der Aktion war zum Teil der 
» unverhältnismäßigen Unfähigkeit der re- 


gionalen und Bundesbehörden geschuldet. 
Aber selbst für den schlechtesten Fall war 
immerhin eine Variante vorbereitet, die, 
wenn nicht zu gleicher Wirkung, doch we- 
nigstens zu einem beachtlichen Ergebnis 
geführt hätte. Es wurde eine ausgezeichne- 


te Pressearbeit geleistet, die nur infolge des 
Solinger Massakers nicht ganz zu den 
adäquaten Ergebnissen führte. Aber der 
technische Apparat hat eine Eigendynamik 
entfaltet, die wir bei künftigen Aktionen 
berücksichtigen und überbrücken müssen. 

Für mich war Peenemünde, trotz 
aller angesprochener Schwierigkeiten, ein 


- vielversprechender Anfang für gemeinsa- 


me Aktionsformen all derer, die für ein 
anderes Land einstehen, das seinen Wohl- 
stand nicht auf Kosten der eigenen 
Landsleute und anderer Völker finanziert, 
in dem wirkliche Toleranz herrscht, nicht 
gegenüber Spekulanten, Giftmischern, 
Mördern und politischen Intriganten, son- 
dern zwischen denen, die keine Macht ha- 
ben und keine Macht haben wollen, mit 
ihren je eigenen Auffassungen vom Leben 
bei Achtung der Meinung der anderen. 

W. Rüddenklau 


Nach Solingen 
Vorbemerkung der Redaktion 


Zu Redaktionsschluß brannten nach dem 
Vorbild von Mölln und Solingen noch Häu- 
ser von Ausländern. Es ist schwierig 
vorherzubestimmen, auf welchen neuen 
bestialischen Gedanken die nationalen Re- 
volutionäre bis zum Erscheinen des 
““telegraph”’ geraten werden. Andererseits 
halten sich die perversen Phantasien dieses 
Mobs doch in trivialen Grenzen. In den 
letzten Wochen brennen auch im Ostberliner 
Prenzlauer Berg wieder Häuser, ohne daß 
die Presse sonderlich davon Notiz nimmt, 
neulich hatte man bei einem Haus, das 
unserer Redaktionsstube gegenüberliegt das 
Treppenhaus angezündet, sodaß die Be- 
wohner nur durch ein Wunder entkommen 
konnten. Beide Typen von Brandstiftern 
machen natürlich unterschiedliche Motive 
für sich geltend, die einen Gründe der 
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Rassentheorie, die anderen kämpfen für die 
HeiligkeitdesEigentums und Spekulations- 
gewinne. 

Mittlerweile sind die Worte aus- 
gereizt, die für die Benennung dieser Dinge 
möglich wären. Diejenigen, die sich als 
unsere Repräsentanten fühlen, und durch 
ihrNachgeben gegenüber denNaziforderun- 
gen die Hauptlast der Verantwortung tra- 
gen, sind füruns“ ‘zutiefst betroffen’’, “*fas- 
sungslos””, ““tiefberührt”” und dergleichen 
mehr. AmPrinzipändert sich freilichnichts, 
daran, daß sie es sind, die den Tätern die 
Stichworte und Argumentationshilfen ge- 
ben. Es gibt seitens der rat- und ziellosen 
Regierungsparteien offensichtlich tatsäch- 
lich die Illusion, über das Herausdrängen 
von Ausländern die Arbeitslosigkeitsquote 
zu verändern. Außerdem will man ungern 
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mit dem immer breiter werdenden rechten 
Wählerrand brechen. Der NATO-und 
Handelspartner Türkei nutzte die Morde 
von Solingen , um den Schwarzen Peter für 
Menschenrechtsverletzungen der BRD 
zuzuschieben und Kompensationen, neue 
Waffen für neue Morde in Kurdistan zu 
fordern. Das war für dieregierende Clicque 
freilich das erste ernstzunehmende Argu- 
ment gegen Neonazis ‚nicht zu denken an 
die brachiale Reaktion der internationalen 
Finanzmärkte. Deswegen sind die von Fa- 
schisten in diesem Jahr, vor Solingen, er- 
mordeten sieben Menschen auch kaum ei- 
ner offiziellen Bemerkung wert, denn sıe 
entsprechen dem Bild des unwerten Men- 
schen - Behinderte, Penner, Punks. Nach 
Solingen immerhin wurde angekündigt, daß 
demnächst vielleicht eine Reihe anderer 
Naziorganisationen verboten werden und 
mittlerweile ist in Bayern auch eine verbo- 
ten worden, die seit Jahren kein Tönchen 
mehr von sich hören ließ. Die Berliner 
CDU entdeckte jetzt freilich, daß die geisti- 
gen Väter von Solingen Linksextremisten 
wären. 

Das alles wäre nicht so schlimm, 
wenn wenigstens die deutsche Bevölke- 
rung sich das Trauerspiel in Bonn zum 
Exempelnehmen würde, das docheinschö- 
nes Lehrbeispiel für die Entartung einer 
Repräsentantendemokratieist. Aber dievon 
den Medien breit diskutierte ““Politikver- 
drossenheit”” führt eben nicht dazu, daß 
immer mehr Leute in ihrer Region Mitbe- 
stimmung einfordern und die Dinge selbst 
in die Hand nehmen wollen. Stattdessen 
warten sie aufneue Führer, bisher noch aus 
den parlamentarischen Parteien, aber daß 
von dort her noch irgend etwas kommt, 
wird nach dem jüngsten Bankrott der SPD 
immer unwahrscheinlicher. Esmehren sich 
die Stimmen, die nach entschiedenen Lö- 
sungen rufen, aber nicht im Sinne von Al- 
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ternatıven, sondern von uralten Rastern und 
Klischees. Die Ereignisse von Solingen 
brachten kein wirkliches Nachdenken über 
die Rassismen in der Bevölkerung, son- 
dern bestärkten nur die Vorurteile vom "gu- 
ten deutschsprechenden Türken" und dem 
kriminellen Asylanten auf der anderen Sei- 
te. Ein Freund erzählte, daß neulich eine 
Frau aus dem Volke ihn mit folgendem Satz 
überraschte: ‘Wenn die Ausländer nicht 
freiwillig gehen wollen, werden sie das 

Land eben wieder durch den Schornstein 

verlassen müssen!”’ In einem sogenannten 

Alternativcafe nahe unserer Redaktion er- 

klärte jemand, warum er die Juden nicht 

leidenkann. Wenn das schon in traditionell 

““linken”’ oder wenigstens bunten Vierteln 

wie dem Östberliner Prenzlauer Berg so ist, 

wie lautet dann Volkes Stimme landauf 
und landab? 

Die Nachrichtensituation, die sich 
auf dem 3. Ostvernetzungstreffen ın 
Schmölln (siehe Meldungen) ergab, brach- 
te nichts so spektakulär Neues, nur die 
stetige Zunahme der unorganisierten und 
organisierten Aktivitäten der Nazis. Über 
die Rostocker Ereignisse haben wir nicht 
berichtet, weil wir von dort keine Berichte 
bekamen und im Übrigen ein Termin schief 
lief. Im nächsten Heft hoffentlich ein aus- 
führlicher Bericht über die Rostocker Situa- 
tion. Für diesmal möchten wir uns nicht der 
Häufung von weiteren Spitzenmeldungen 
über weitere Greueltaten und noch genaue- 
re Beschreibung von Massakern anschlie- 
Ben und drucken stattdessen den Aufruf 
von Ralph Giordano noch einmal ab, der 
Zwar in einer Tageszeitung bereits erschie- 
nen ist, aber von dem folgenden Gekakel 
bereits zugedeckt wurde. 
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“ Es ist an uns zu handeln!” 
- Ein Aufruf von Ralph Giordano 


Solingen und alles, was dieser Name heute symbolisiert und materialisiert, hat uns 
bestätigt: die rassistische Bestie lebt im Deutschland des Jahres 1993 ungebrochen 
weiter! Wer geglaubt hatte, es träte, gemessen an den Jahren 1991/92, so etwas wie 
auch nur relative Ruhe ein, der muß sich spätestens jetzt seinen Irrtum eingestehen. Mit 
diesen fünf Morden hat es endgültig fünf Minuten nach zwölf geschlagen. 

Und sie geschahen wenige Tage, nachdem der regierungsamtliche 
Beschwichtiger und staatsoffizielle Schönredner Helmut Kohl in Istanbul die Stirn hatte 
zu erklären: “Türken sind in Deutschland beliebt! “... Da hatten die Mörder von Solingen 
schon ihre Brandkanister gefüllt und ihren Todesplan bis ins einzelne ausbaldowert. 

Während der unsägliche Herr Bossi, ohne jede Ehrfurcht vor den anwesenden 
Hinterbliebenen der drei ermordeten Türkinnen von Mölln, bei seiner “Verteidigung” 
Täter zu Opfern und Opfer zu Tätern umfunktionieren durfte, waren die Toten und vielen 
Verletzten vom 29. Mai 1993 schon im Visier einer neuen Täterschaft. 

Nun ist es genug, es ist übergenug! 

Deshalb: Schluß mit der Defensive gegenüber dem alten und neuen 
Braungesindel, Schluß mit der Leisetreterei gegenüber potentiellen und faktischen 
Mördern! Schluß mit jeglichem Vertrauensrestin Politiker, dieauch nach 25 Toten immer 
noch nicht bereit sind, die volle Wucht der staatlichen Gewalt gegen die 
rechtsextremistischen Gewalttäter zu kehren - so wie sie gegen die terroristischen Linke 
gekehrtwerden konnte: da ging's! Lassen Sie uns mit ganzer Kraft aufstehen gegen alle, 
die privat oder von Amts oder Staats wegen die Bedrohung durch rassistische Deutsche 
verniedlichen wollen, sie immer noch zu bagatellisieren oder zu minimalisieren verSu- 
chen. Lassen Sie uns unbeeindruckt sagen, schreiben, schreien: im Deutschland des 
Jahres 1993 steht der Feind rechts - rechts, rechts, rechts! Und da die Verantwortlichen 
bis heute daraus die notwendigen Schlüsse nicht gezogen haben; da nach wie vor der 
Staatsapparat und die Sicherheitsorgane lendenlahm reagieren; die rechten Gewalttäter 
wieungezogene Verwandte behandeltwerden, und der Dschungelvon fasthundert nazi- 
nahen oder naziidentischen Organisationen mit ihren Print-Imperien und finanzstarken 
Förderern legal weiterexistieren dürfen - da all das geschieht, ist es an uns, ZU handeln. 

Verlassen wir uns also nicht mehr auf die Organe einer politischen Herrschaft, die 
offenbar unfähig und unwillens ist, sich von rechts bedroht zu fühlen. | 

Darum noch einmal: heraus aus der Defensive! Die Lichterketten fortgesetzt mit 
unserer offensiven Reaktion gegen jedes Zeichen von Rassismus, Ausländerhaß, 
Antisemitismus und Behindertenfeindlichkeit, wo immer wirihnen begegnen! Wo immer 
sich solche Stimmen vernehmen lassen, wir haben ihre energischen Widersacher zu 
sein! 

Stellen wir dem gewöhnlichen, dem schwelenden, zündelnden, dem mordenden 
Nazismus von heute unsere bürgerliche Courage entgegen, die wachsame Humanität 
des Alltags! Reißen wir den hirnlosen Schlagetots und ihren organisatorischen und 
finanziellen Hintermännern das Argument aus der Hand: “Wir sind das Volk”, schaffen 
wir Zustände, die keinen Zweifel daran lassen: “Wir sind die Stärkeren” ! 

Da in der Menschenfeindlichkeit des Ausländer- und Fremdenhasses stets auch 
Antisemitismus enthalten ist, hatte ich am Morgen nach Mölln, am 23. November 1992, 
an Kanzler Kohl geschrieben: Wenn der Staat und seine Organe uns nicht schützen - 
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.. dann müssen wir unseren Schutz und den unserer Familien in die eigene Hände 
nehmen. 

Der Kanzler hat darauf hin zwei Tage später im Bundestag erklärt: Wer dieser 
Aufforderung folge, der werde “die volle Härte des Gesetzes zu spüren bekommen”. 

Also genau die Häfrte, die die rechtsextremistischen Gewalttäter bis heute nicht 
zu spüren bekommen haben. Diesem Mann ist nicht mehr zu helfen - er muß weg. 

Aber ich wiederhole: ich bin kein jüdischer Pistollero, es war kein allgemeiner 
Aufruf, zu den Waffen zu greifen. Ich habe, nach den Lehren der Geschichte, nichts 
anderes gesagt als: Wir Überlebenden des Holocaust und unsere Angehörigen, wir 
werden unseren Todfeinden nie wieder wehrlos gegenüberstehen - niemals! Und der 
Schwur bleibt, solange der Todfeind bleibt. 

Heute, wenige Tage nach Solingen, fordereich die Ausländer in Deutschland 
auf, (ja, die- daes jeden und jede von ihnen treffen kann): Wehrt Euch, laßt Euch von 
deutschen Verbrechern nicht abfackeln, duldet nicht, daß sie Eure Mütter, Eure Väter, 
Brüder, Schwestern, Söhne und Töchter töten! Seid vorbereitet, wenn sie kommen, 
erwartet, daß sie kommen könnten - heute Nacht, morgen Nacht und lange noch! 
Empfangt sie, wie diese Nachtschatten es verdient haben, und entlarvt sie dann durch 
Eure Gegenwehr als das, was sie sind: laufschnelle Feiglinge, denen nichts wichtiger ist 
als die Unversehrtheit des eigenen Leibes, Kreaturen einer anonymen Finsternis, der Ihr 
sie zu entreißen habt. Nehmt sie fest, denn auf die Polizei könnt Ihr nicht warten. 

Ausländer in Deutschland, wehrt Euch - endlich! 

Als es galt, Starke gegen die ... RAF zu schützen, Industriekapitäne, Manager, 
Bankiers, Politprominenz, dagab es staatlicherseits Hunderte Observationen von Perso- 
nen und Gebäuden, da stand das Gewaltmonopol Gewehr bei Fuß, da war nichts zu 
teuer, nichts zu kostspielig. Jetzt, da Schwache zu schützen wären, Menschen ohne 
Einfluß und Macht, da ist von solchem Schutz nichts zu spüren. 

Deshalb: bewacht Eure Heimstätte selbst und fordert Deutsche auf, mit Euch zu 
wachen - es werden sich ihrer, da bin ich sicher, genug anfinden. Zeigt den Brandstiftern 
die Zähne, wenn sie kommen, und wenn sie Euch angreifen, dann verteidigt Euch und 
schlagt sie in die Flucht - denn Ihr handelt in Notwehr. 

Es ist Euer verdammtes Recht, Euren Schutz selbstzu besorgen, wenn der Staat 
Euch nicht schützen kann. Kein Gehör den Klugscheißern, die selbst unbedroht sind, 
aber weise Ratschläge erteilen wollen. Kein Gehör nach Solingen mehr denen, die uns 


weismachen wollen, im “Rechtsstaat” habe man sich lieber von seinen Todfeinden 
abschlachten zu lassen, eheman Überlegungen des Selbstschutzes anstellen darf. Nicht 
diese Überlegungen sind das Delikt- das Deliktsindjene Zustände, diesolche Gedanken 


hervorgerufen haben. ü 

Niemals hätte ich bei meiner Befreiung am 4.Mai 1945 in Hamburg geglau t, fast 
fünfzig Jahre später ein Deutschland vorzufinden, das jüdischen Selbstschutz erzwingt, 
und das mich veranlaßt, bedrohte Ausländer eben dazu zu ermutigen. Aber das 


Unglaubliche ist geschehen, und wir müssen uns ihm stellen. | | | 
Das war es, was ich sagen wollte, in Trauer um fünf weitere Tote und in zorniger 


Bereitschaft, der braunen Alt- und Neupest in Deutschland solange Paroli zu bieten, bis 
sie die endgültigen Verliererin der Geschichte sein wird. 
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Als Pirat lebt man gefährlich 
Erfurter freier Radiosender von der Telecom 
und 50 Polizisten überfallen 


Wie schon in der vorigen Ausgabe des 
““telegraph’’ berichtet wurde, schlagen die 
Erfurter Ätherwellen wieder hoch. Nach 
vierwöchiger Sendezeit jeweils Sonntags 
ab 18 Uhr auf 100,2 Mhz wurde Radio 
*“Wellenbrecher’’ geentert. Mitten in den 
luftigen Wipfeln einer Obstplantage sichte- 
te man mit Hilfe dreier Peilwagen den 
Sendemast. 50 eifrige Polizisten nahmen 
im Handstreich die Sendetechnik. Sechs in 
der Nähe befindlichen mutmaßlichen Pira- 
ten wurden sicherheitshalber Handschellen 
angelegt. Nach Zuführung und Feststel- 
lung der Personalien leiteten die eifrigen 
Gesetzeshüter gleich ein Ermittlungsver- 
fahren wegen Verstoßes gegen das Bundes- 
fernmeldegesetz ein. Als Pirat lebt man/ 
frau eben gefährlich. 

Am Infotisch auf dem Erfurter 
Anger lauerten wir unterschriftwilligen 
Passanten auf. Jedoch kam uns auch fol- 
gende bürgernahe Meinung zu Ohren: 


“Wenn die Polizei die mitnimmt, wird das 
schon seine Richtigkeit haben.’’ Jawohl, 
wo kämen wir auch hin, wenn jeder sein 
eigenes Radio macht. Vielleicht noch wie 
inBelgien, wo 500 bürgernaheRegionalsta- 
tionen vor sich hinfunken oder wie inFrank- 
reich, wo so was noch staatlich gefördert 
wird. Na, das wäre janoch schöner! Schließ- 
lich sind wir hier in Deutschland. Schlimm 
genug, daß Radio ‘*Dreyeckland’’ in 
Freyburg sendet, schlimm genug, daß die 
Ilmenauer Studententage eine freie Radio- 
frequenz bekamen und wer weiß, was die 
Neuauflage des Rundfunkgesetzes in Nie- 
dersachsen noch bringt. Beobachter ahnen 
gar die Zulassung freier Radios. Na, man 
will ja nicht gleich das Schlimmste hoffen, 
auch wenn in Thüringen das Gesetz 
novelliert werden soll. 

Dessen ungeachtet setzen die 
Erfurter Radiopiraten ihren Sturm auf den 
Äther fort, sonntags 18 Uhr auf 100,2. 


l.g. 


Pilotprojektleiterin ohne Flugschein und 
Fallschirm! 


Schlecht getarnte neostalinistische (?) Superhardlinerin avanciert 
nach Looping zur Bruchpilotin??? 


“Was tun?” fragte sich die Hochschuldo- 
zentin und SED-Karrieristin Frau Dr. phil. 
Karin RÄUSCHER (heute: verheiratete 
OPITZ), als sie nach der Wende, die sie 
wohl als Looping deutete, ihren damaligen 
Arbeits- und Kampfplatz für Frieden und 
Sozialismus an der ehemaligen SEKTION 
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JOURNALISTIK der damaligen LEIPZI- 
GER KARL-MARX-UNIVERSITÄT, im 
Volksmund DASROTEKLOSTER, räum- 
te. 

Frau Dr. Karın RÄUSCHER (spä- 
tere OPITZ) war die Parteijournalistin, der 
in ihrer Promotion B der wissenschaftliche 
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Beweis gelang, wie dieDEUTSCHE SPRA- 
CHE noch besser zur politischen Hure der 
SED zu manipulieren ist. (Vgl. RÄU- 
SCHER: “‘Zur Sprache der Politik im so- 
zialistischen Journalismus - Erfordernisse 
und Möglichkeiten des Sprachgebrauchs 
bei der joumalistischen Umsetzung der 
politischen Linie der Parteı’’, 1984) 

Frau Dr. Karin RÄUSCHER (spä- 
tere OPITZ) war die Parteijourmalistin, die 
sich mit herzhafter *“Konterpropaganda’’ 
als qualifizierte Hardlinerin der zweiten 
und letzten Stunde dem Regime andıente. 
In der Art ihrer “‘Auseinandersetzung des 
Journalisten mit dem Gegner”’ gehörte sie 
zu den leidenschaftlichsten politisch- 
sadomasochistischen Einpeitscherinnen der 
Doktrin der “ideologischen Diversion’’, 
die nimmermüde Vorzüge, Werte und 
Triebkräfte des Sozialismus zu preisen 
wußte. (Vgl. ‘Sprache in der Systemaus- 
einandersetzung’’ und ‘Den Selbstver- 
ständlichkeiten aufder Spur” in THEORIE 
UND PRAXIS DES SOZIALISTISCHEN 
JOURNALISMUS, Heft 6/82 und 5/86 

Aber auch zur Frage ‘“Wie kann der 
Journalist daraufhinwirken, daß sich noch 
mehr Jugendliche entschließen, einen 
landwirtschaftlichen Berufzuergreifen und 
im Dorf zu bleiben?” wußte sie ihren 
einheitsparteilichen Dung abzugeben. (Vgl. 
“Den Jugendlichen auf dem Lande zuge- 
wandt’”’ in T.U.P.D.S.J, Heft 5/87) 

“Für die Darstellung der wissen- 
schaftlich-technischen Revolution außer- 
ordentlich anregend sind z.B. Aufsätze zur 
Darstellung sozialistischer Persönlichkei- 
ten und Kollektive...”” forderte sie noch im 
April "89. Nicht ohne mutig hinzuzufügen: 
“<es ist wohl der größte Wert des Sozialis- 
mus, daß der Mensch der Technik nicht 
ausgeliefert ist...” 

Dennoch hatte Genossin RÄU- 
SCHER (spätere OPITZ) schon damals die 
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Weisheit zu erkennen: ““Auch im Sozialis- 
mus bedürfen Wesen undErscheinungnoch 
der Vermittlung, muß ihre Übereinstim- 
mung ständig aufs neuehergestellt werden, 
ist manches Spontane und Widersprüchli- 
chezurelativieren.’’ (VgIT.U.P.D.S.J, Heft 
4/87) 

‘Wie einfach und wie gut’’, daß 
Arbeitsamt und ibis GmbH Sachsen Frau 
DR. OPITZ (ehem. RÄUSCHER) ein 
Pilotprojekt abkauften, in welchem Frau 
Pilotprojektleiterin DR. OPITZ (ehem. 
RÄUSCHER) seit 1991 - als alleinige 
Lehrkraft - arbeitslose Akademiker zu Jour- 
nalisten und Öffentlichkeitsarbeitern um- 
schulen darf. 

Dies tut sie selbstverständlich unter 
derLosung ‘‘Beimirerhalten Sıe dasneueste 
journalistische Know-how! Denn an der 
LEIPZIGER UNIVERSITÄT wird seit der 
Wende längst nicht mehr so intensiv das 
Schreiben geübt, wie zu der Zeit als ich 
noch dort - sprachwissenschaftlich - lehrte 
und forschte!”’ 

Diese plumpe Selbstwerbung und 
peinlich Beweihräucherung wäre noch zu 
ertragen, wäre Frau Projektleiterin nicht 
nachgewiesen worden, daß sie statt des 
neuesten journalistischen Know-how’s 2.B. 
die Grundzüge der Definitionen des sozia- 
listischen Berichtsjournalismus bevorzugt 
lehrt und die Definitionen des bundesdeut- 
schen Berichtsjournalismus grundsätzlich 
ignoriert. 

Damit verletzte Frau Pilotprojekt- 
leiterin ohne Flugschein und Fallschirm 
nicht nur die Gleichheitsprinzipien, son- 
dern die Mediengesetze der Länder, in de- 
nen festgeschrieben ist, daß Nachrichten 
und Kommentare grundsätzlich und deut- 
lichzu trennen sind. (Red: Da der Autoruns 
die Veränderung des Textes verboten hat, 
meckern wir weiter unten, unter dem *) 

Diese Art von Joumalistikkurs soll 
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>ab sofort: 


ar oder Konditor 
iuferin u. Hilfskraft 


Heipzig, den 7. Bktober 1989 
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es auch in Halle und Dresden geben! Wo 
noch???! 

Deshalb ist jedem Bildungshung- 
rigen, demeinKurs im Joumalismusbereich 
angeboten wird, zu raten, sehr genau zu 
prüfen, ob die DozentINNEN eine partei- 
journalistische Kaderkarriere hinter sich 
haben oder nicht! (Im sozialistischen Jour- 
nalismus der DDR hatte sich übrigens jeder 
Journalist als ‘Funktionär der Partei der 
Arbeiterklasse oder eineranderenBlockpar- 
tei’’ zu verstehen. Vgl. Wörterbuch der 
sozialistischen Journalistik, KMU Leipzig, 
1984) 

Ambesten überprüftsich dies in der 
Bibliothek der ehemaligen SEKTION 
JOURNALISTIK, im 6. Stock des Hoch- 
hauses der LEIPZIGER UNIVERSITÄT, 
anhand des Kataloges der Diplom- und 
Doktorarbeiten von 1950-1989. 

Denn das Flugwesen, es entwickelt 
sich. 

Herzlich bedanken muß ich mich 
auch beim ehemaligen Bereichsleiter der 
ibis GmbH Sachsen, Herrn GUTOWSKI, 
der während meiner Recherchen so gut war 
und gern und unaufgefordert von seiner 
Tätigkeit als Offizier der NVA und anderer 
DEUTSCHER STREITKRÄFTE berich- 
tete. Ihm verdanke ich die Erkenntnis, daß 
‘die NATO selbstverständlich einen 
Doppelcharakter trägt, während die NVA 
keinen Doppelcharakter hatte‘. 


Das Info FU 
aus der K 


Roten fora Hamburg 


gib’s jetzt endlich auch 
im Abo ab DM 20, — — pro 
Quartal. Überweisungen 
an: Flora e.V. 
Stichwort: ZECK 

Kto. 1228 / 129431 

BLZ 20050550 Haspa 
(Adresse nicht vergessen) 


Doch selbst dies hielt Herrn 
GUTOWSKI nıcht davon ab, zu erklären: 
““ Wenn Deutschland morgen militärisch in 
Gefahr wäre, würde ich jederzeit wieder 
eine Uniform anziehen!” 

Denn das Flugwesen, es entwickelt 
sich! 
Jan Buehmann 


PS: Die angegebenen Werke der Pilot- 
projektleiterin DR. OPITZ (RAUSCHER) 
sind in o.g. Bibliothek zu finden. 


* Red: Weit entfernt, dem untergegangenen DDR-Parteijournalismus eine Träne 
nachzuweinen, möchten wir doch darauf hinweisen, daß die bundesdeutsche 
Mediengesetzgebung oft gut gemeint, zuweilen sogar ideal ist, in Wirklichkeit aber der 
bundesdeutsche Journalismus weniger von diesen schönen Worten, sondern von ein 
Dutzend reicher Leuten, sogenannter Medienzaren bestimmt wird, die eben bestimmen, 
was veröffentlichte Meinungzu seinhat. Soweitausnahmsweisemalbilligeundbürgemahe 
Medien zur Debatte stehen, bei denen die Macht des Geldes wenig bewirkt, wird die 
bundesdeutsche Gesetzgebung auffallend rigide, siehe die freien Radios. Es ıst also, umes 
mal offen zu sagen, mit der Unparteilichkeit der westdeutschen Medien und 
Mediengesetzgebung auch nicht so weit her. 
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“Alles andere ist Plunder” 
Bericht über Erlebnisse während eines internationalen Kongres- 
ses der Organisation der sowjetischen Gulag-Gefangenen, 
Wosreschtschenije 


InMoskau suchten wirnach dem legenden- 
umwobenen Hotel Lux, in den zwanziger 
Jahren Sıtz der Kommunistischen Interna- 
tionale, nach der Machtergreifung der Na- 
zis politisches Asyl besonders für die deut- 
schen Kommunisten, bis sienach und nach 
fast alle auch dieses letzte Stück Freiheit 
aufgeben mußten und in Stalins Konzentra- 
tionslagern zugrunde gingen. Nein, der 
Taxifahrer kannte das Hotel Lux nicht, er 
kannte sich nicht mal in groben Zügen in 
seiner Stadt aus und wußte nicht, wo der 
Puschkin-Platz ist. Ein anderer Taxifahrer 
erklärte, er interessiere sich sehr für Hotels 
und kenne ihre Namen bis zur Jahrhundert- 
wende zurück. Ein Hotel Lux habe es nie- 
mals gegeben. Schließlich fanden wir dann 
doch, uns an die ungefähren Angaben einer 
Frau vom Memoral erinnernd, das alte 
klassizistische Gebäude inmitten der ım 
Stalinschen Zuckerbäckerstil gehaltenen 
Häuserzeile der Twerskaja Uliza. In einem 
Devisenrestaurant, dem Cafe Zentralnaja, 
das sich jetzt im Erdgeschoß des histori- 
schen Bauwerks befindet, wußte niemand 
etwas vonder Geschichte des eigenen Hau- 
ses. 

Das hat seinen Grund. Tatjana, eine 
von diesen ganz erstaunlichen alten russi- 
schen Frauen, einst Dolmetscherin beim 
Nümberger Prozeß, erklärteuns, woran das 
liegt: Das Hotelhieß immer ‘“Zentralnaja’’; 
den ausländischen Kommunisten, die die 
kynilische Schrift nicht kannten, hatte man 
erklärt, daß es ein Luxushotel ist. Daraus 
machten sie das ‘‘Hotel Lux’’. So gibt es 
das Hotel gewissermaßen in zwei Versio- 
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nen, als Hotel Zentralnaja für den stadtkun- 
digen Moskauer und für die wenigen Ken- 
ner der russischen Geschichte als Hotel 
Lux. Insofern war es nur typisch, daß eın 
dritter Taxifahrer, der deutsch sprach und 
von der Geschichte des Hotel Lux aus dem 
“Spiegel” wußte, es peinlich fand, daß er 
sonst Moskau wie seine Westentasche 
kennt, aber ausgerechnet nıcht wußte, wo 
dieses Hotel liegt. 

Aber die Leute haben eben andere 
Sorgen. Sie müssen in diesem verarmten 
Land um ihren Lebensunterhalt kämpfen. 
Andererseits hat das gegenwärtige Dilem- 
ma Russlands sehr viel mit dem Mangel an 
leitenden Ideen und die wieder mit der 
vollständigen Unkenntnis der eigenen ge- 
schichtlichen Erfahrungen zu tun. Das ge- 
genwärtige Dilemma zwischen Jelzin und 
dem Obersten Sowjetisteine sehrrussische 
Geschichte und erinnert nur allzusehr an 
die Tage der Provisorischen Regierungen 
vom Februar bis Oktober 1917. 

Deshalb sind solche Organısatio- 
nen wie das Memorial so wichtig, die die 
eigene Geschichte wiederentdecken und 
zum Teil erst unter kilometerdicken 
Lügenbergen in mühsamen Recherchen re- 
konstruieren. 

Wir,d.h. Vertreter von ostdeutschen 
Opferverbänden, Bürgerkomiteeleute, der 
Vorsitzende der suspekten Organisation 
Help und ich als Vertreter der Umwelt- 
Bibliothek Berlin, waren vom 19. bıs 22. 
Mai zu einem Kongreß der Gesellschaft 
““Wosreschtschenije’’ eingeladen, was so 
viel wie ‘“Wiederkehr’’ bedeutet. Wos- 
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reschtschenije ist eine Organisation von 
ehemaligen Häftlingen in den Stalinschen 
Konzentrationslagern, dem Gulag, die sich 
von der OrganisationMemorial abgespalten 
hat, nachdem die alten Leute das Gefühl 
hatten, dort ausgenutzt und bevormundet 
zu werden. Die historisch literarische Ge- 
sellschaft Wosreschtschenije sammelt Me- 
moirenund Kunstwerke von Gulag-Opfern 
und gibt sie heraus. Andererseits kämpft 
sie, ebenso wie das Memorial, für die 
Rehabilitierung der Häftlinge, die zum Teil 
infolge der Schwerfälligkeit und Unwillig- 
keit der Behörden immer noch irgendwo 
zwangsangesiedelt sind. Die Staatsanwalt- 
schaft Russlands versprach jetzt immerhin 
für den Mai ein neues Rehabilitierungs- 
gesetz. Das soll aber nur für Leute gelten, 
die wegen “‘konterrevolutionärer Delikte’ 
verurteilt wurden. Andere, die wegen sol- 
chen Delikten wie Ährenlesen aus den 
Kolchosfeldern während der großen Hun- 
gersnöteindie sibirischenLager verschleppt 
wurden, werden nicht rehabilitiert, ebenso- 
wenig wie diejenigen, die an den Lagerauf- 
ständen im Gulag teilnahmen. All diese 
Leute gelten nach wie vor als gemeine Kn- 
minelle. 

Der Kongreß fand im Puschkino- 
Gebiet, in der Nähe von Moskau statt, in 
einem Erholungsheim, das mit seinem Park 
durch eine massive Betonmauer und Wa- 
chen von den umliegenden Katen abge- 
schirmt ist. Das im Plattenstil der sechziger 
Jahre errichtete und für russische Verhält- 
nisse ziemlich luxuriöse Gebäude, diente 
einst dem ZK der KPdSU als Parteihoch- 
schule, zwischendurch war es Olympiazen- 
trum, dann wurden arabische Guerilleros 
dort ausgebildet, danach diente es der 
Gorbatschow-Stiftung und jetzt gehört es 
dem russischen Staat. Das Heim ist ein 
Sonderversorgungsgebiet geblieben, es gibt 
Narsanzu kaufen, das berühmte heilkräfüge 
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Mineralwasser aus dem Ural und die ehe- 
maligen Gulag-Häftlinge, beidenen es sonst 
nur zu Brot und Lauch reicht, genossen 
sichtlich die luxuriösen Speisen, die gebo- 
ten wurden. Wir Deutsche mußten verber- 
gen, daß uns oft nicht wohl war angesichts 
von angegangenem Fleisch, überlagertem 
Gemüse undmit halbverfaulten Backpflau- 
men aromatisiertem Wasser, das ın 
Ermangelung von Fruchtsaft gereicht wur- 
de. 

Der Kongreß wurde von Semjon 
Wilenski, dem Chef der Organisation 
Wosreschtschenjje eröffnet, einem ebenso 
warmherzigenundklugen wietyrannischen 
Mann. Er sprach darüber, daß beim Kon- 
greß im vorigen Jahr zum ersten Mal aus 
dem ganzen Land Vertreter der Gulag- 
Häftlingezusammenkamen. Siekamen von 
weither aus ihren Dörfern, zum Teil waren 
sienochnichtrehabilitiert. Semjon Wilenski 
klagte den Genozid der kommunistischen 
Partei gegenüber dem eigenen Volk an. 
Aber - und dies kam in den nächsten Tagen 
wiederholt auch von anderen Rednern -, die 
Gulag-Häftlinge wollen nicht nur über ihre 
Leiden berichten. Sie haben auch eine Bot- 
schaft. Es gibt keinen höheren Wert als das 
Leben und das Mitgefühl für die anderen. 
Alles andere ist Plunder. Millionen Men- 
schen, so Semjon Wilenski weiter, wurden 
in den totalitären Systemen des 20. Jahr- 
hunderts zu Mittätern gemacht. Deshalb ıst 
Reue so schwer. Die eigenständige 
Intelligenzija (alsonicht dıe soziale Schicht 
- das auch -, sondern die Träger politischer 
und sozialer Ideen) wurde vernichtet. Die 
Funktionäre gehen unangeltastet ins neue 
System. Deshalb gıbt es keine Erneuerung 
der russischen Gesellschaft. Aber die Über- 
lebenden der Konzentrationslager seien eine 
moralische Kraft und diese gelte es einzu- 
setzen. 

Das Thema des Kongresses war 
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Väterchen Stalin hat immer noch Grab und Denkmal an der Kremlmauer 


“Widerstand im Gulag’’ und was wir ın 
dennächsten Tagen von Überlebenden über 
die Stalinschen Konzentrationslager, in 
denen wahrscheinlich etwa 40-65 Millio- 
nen Menschen starben, erfuhren, war 
maßstabslos und erschütternd. Ich erinnere 
mich besonders lebhaft an eine Tischrede 
Semjon Wilenskis beim Abschlußbankett. 
Es war eine Lobrede auf einen Freund, der 
am Tisch saß. Der habe damals, im Jahre 
1953 den Streik im Lager Kolima geleitet. 
Er habe gewußt, daß er dafür nach dem 
Ende des Streiks erschossen wird. Er habe 
es trotzdem auf sich genommen und nur 
durch einen erstaunlichen Zufall sei er jetzt 
noch unter den Lebenden. Der Angespro- 
chene stand auf. Die Lobrede, sagte er, 
mache ihn sehr verlegen. Er habe das, was 
er getan habe, auf sich genommen, weil er 
das Gefühl der Verantwortung für tausende 
von Menschen gehabt habe. Nur so könne 
man diesen Mut fassen. Er wolle aber lieber 
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von einem anderen, einem Unbekannten 
reden, der außerhalb des Lagers und von 
niemand beachtet seine Tat getan habe. 
Dieser Häftling sei aufgefordert worden, 
das Wasser für das Lager abzustellen. Er 
habe eine Antwort gegeben für die er, wie er 
wußte, erschossen wird. Er habe zu dem 
Offizier gesagt: ‘“Ichstelle das Wasser nicht 
ab, denn ihr werdet dann versuchen, das 
Lager anzuzünden.’’ Und dieser Häftling 
sei für diese mutige Antwort erschossen 
worden. 
EinanderererstaunlicheralterMann, 
Michael Mindlin, berichtete während des 
Kongresses über die Grabstätten von 
Butowo, einem Moskauer Friedhof. Von 
1939 bis 1942 wurden allein auf diesem 
Friedhof 19.000 Menschen aus 46 Natio- 
nen erschossen, und ihre Asche auf dem 
Friedhof verbuddelt. Und das ıst nicht der 
einzige Moskauer Friedhof, auf dem Men- 
schen erschossen wurde. Die Memorial- 


Gruppe, der Mindlin angehört, versucht 
ausKGB-Archiven dieNamen derErschos- 
senen herauszubringen und der Öffentlich- 
keit zur Verfügung zu stellen. Siehaben auf 
dem Butowo-Friedhof ein Denkmal errich- 
tet. Ineinem Buch finden sich neben vielen 
Namen auch die Fotos, denn das KGB 
fotographierte als anständige Behörde die 
Opfer vor dem Erschießen. Mindlin über- 
gabuns eineListe der deutschen Erschosse- 
nen, damit die Verwandten vom Schicksal 
der bislang Vermißten erfahren könnten. 
Das KGB existiert weiter unter dem 
Namen ‘‘Sicherheitsdienst’’, Anhängerder 


KPdSUdemonstrierentäglichaufdemRoten 
Platz und anderswo für die Rückkehr an die 
Schalthebel der Macht. Auch die berüch- 
tigte KGB-Zentrale, die Ljubljanka mit ih- 
rem “inneren Gefängnis’’ existiert und ar- 
beitetnoch, nur das Denkmal Dzierzynskis, 
des Gründers der Tscheka, wurde von einer 
wütenden Menschenmenge zerstört. Das 
Memorial hat immerhin einen Stein des 
Anstoßes dort hinterlasssen. Aus dem La- 
ger Kolima wurde ein Felsbrocken vor die 
KGB-Zentrale geschafft, der einst ein Teil 
eines riesigen Kreuzes war, das auf Befehl 
zerstört wurde. 


4 2 4 3 . oh 
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Begreiflicherweise möchten KGB 
und KPdSU die Spuren des Genozids ver- 
nichten. Wie bei uns wurden und werden 
heimlich Akten vernichtet und es ist zu 
bezweifeln, ob die Versiegelung des Mos- 
kauer KGB-Archivs durch Memoral-Leu- 
te nach dem Putsch im vorigen Jahr mehr 
als eine symbolische Wirkung hatte. Zu- 
weilen geschieht die Auslöschung der Ge- 
schichte aufabsurd russische Weise in aller 

"Öffentlichkeit. Am Ufer eines Flusses bei 
Tomsk war ein riesiges Massengrab von 
10.000 Menschen aus dem Jahre 1943. Vor 
allem verschleppte Wolgadeutsche wurden 
dort erschossen. Das mag ihnen ein schlim- 
meres Schicksal erspart haben, denn in den 
Deportiertenlagern verhungerten underfro- 
ren die Menschen zu Zehntausenden. Fälle 
von Menschenfresserei waren nicht selten. 
Die Massengräber von Tomsk, mit Spreng- 
stoff in den Dauerfrostboden gesprengt, 
wurden 1979 vom Fluß unterspült. Das 
örtliche Parteikomitee der KPdSU mietete 
mehrere Schiff. Diese wurden an das Ufer 
gefahren und spülten und baggerten mit der 
Schiffsschraube das Ufer ab. Tausende von 
Skeletten stürzten in den Fluß, versanken 
aber nicht wie vorgesehen, sondern bilde- 
ten im Fluß Inseln. Die Armee wurde be- 
auftragt, die Leichen aufzufangen und sie 
im Fluß zu versenken. Ein Offizier, der 
gefragt wurde, wie er denn diese Arbeit 
finde, sagte: **Das ist keine leichte Sache, 

aber Befehl ist Befehl.” 


Es ist klar, daß die Kommunisten, die das 
Land zugrunde gerichtet und Genozid am 
eigenen Volke ee nicht _ 
dingt populär sind. Nicht alle meınen WI 

der Gulag-Haftling S. Gritzjak, dal} man 
die Verbrechen zwar nicht rechtfertigen 
dürfe, aber den Henkern verzeihen müsse, 
um ihnen die Chance zur Reue zu geben. 
Die Märtyrer, nicht die Henker verbessern 
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die Welt. Wenn die Märtyrer mit den Hen- 
kern die Rollen tauschten, um sie zu verfol- 
gen undzu bestrafen, entstehe nur ein neuer 
Teufelskreis. 

Solche Ansichten sınd sehr schön, 
aber ziemlich unpraktisch. Henker empfin- 
den nur sehr selten Reue, weil sıe ıhr Ge- 
wissen schon ziemlich früh preiswert abge- 
schrieben haben und das KGB ist eine 
ungebrochene Macht. Aber dıe Bevölke- 
rung und der Jelzin-Clan, halten ohnehin 
nicht sehr viel von den Ratschlägen des 
Memorial, das zwar landesweit arbeitet, 
aber eine verschwindend kleine Schicht der 
Intelligenzija vertritt, erst recht nichts von 
Wosreschtschenije, der aussterbenden Or- 
ganisation von Opfern des Stalınterrors. 
Das Memorial gefährdet ihrer Ansichtnach 
die Staatssicherheit. Allerdings sind die 
Kommunisten wirklich allen verhaßt. Die 
Leute wollen Ordnung, aber ohne Kommu- 
nisten. Geblieben ist nach siebzig Jahren 
kommunistischer Herrschaft die Abneigung 
gegen all die Werte, mit denen die staatli- 
che Propaganda die Verbrechen des 
Regimes bemäntelte: Sozialismus, Gleich- 
heit, internationale Solidarität. Andererseits 
verlangen die Leute nach Ordnung und 
einem starken Staat, der sıe endlich vor der 
Mafıa schützen kann und ihnen einen er- 
träglicheren Lebensunterhalt sichert. 

Auch beı klugen Leuten in der Or- 
ganisation Wosreschtschenjja stieß ich auf 
feindseliges Unverständnis, als ich fragte, 
ob es ın Russland auch so etwas wie eine 
demokratische Linke gibt. DieDolmetsche- 
rin Swetlana fragte mich, ob ich etwa So- 
zıalist sei, in einem Ton, als wollte sie 
wissen, ob ich Muttermörder bin. Ich habe 
mich schließlich als Anarchist bezeichnet, 
obwohl ıch als Schüler Gustav Landauers 
nicht gern mit Most’schen Bombenwerfern 
verwechselt werden möchte. Das war et- 
was ganz anderes, Anarchisten sind sehr 
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populär, weil sie ebenso wie die anderen 
Intellektuellen von Anfang an verfolgt wur- 
den, nie mit der kommunistischen Macht 
im Bunde standen und immer Widerstand 
gegen das Systemleisteten. DieSachesprach 
sich wie ein Lauffeuer herum und in den 
nächsten Tagen wurde ich von vielen Leu- 
ten begeistert angesprochen: ‘‘Oh, Sie sind 
Anarchist?!” 

Natalja Iwanowno, eine Professo- 
rin, mit der ich zusammen mit einigen an- 
deren Linken aus der deutschen Delegation 
einen ganzen Abend bei Wein, Brot, Lauch 
und überaltertem Gouda über den russi- 
schen Anarchismus sprach, wußte aberauch 
nicht viel über eine neuere anarchistische 
Bewegung zu berichten. Die Anarchosyndi- 
kalisten mit ihrer Organisation KAS schei- 
nen immerhin bis vor zwei Jahren eine 
große Anhängerschaft gehabt zu haben. 
Jetzt existiert KAS nicht mehr. Ihr Führer 
Isajew soll jetzt eine Arbeitspartei gegrün- 
det haben und die Zeitschrift Solidarnosc 
herausgeben, von der Natalja Iwanowna 
nicht sehr viel hielt. Interessant scheint die 
von Alexander Wlodlenowi in Moskau 
unregelmäßig herausgegebene Zeitschrift, 
““Obschtschina’’ zu sein, die, dem Namen 
nach zu urteilen, tolstoianische und 
siedlungssozialistische Ideen vertritt. An- 
hängerhat auch derrussische Anarchokom- 
munist Peter Kropotkin, dessen 150. Ge- 
burtstag im vorigen Jahr mit großen Feier- 
lichkeiten begangen wurde. Merkwürdiger- 
weise wurden die Feiern von Rabalkın, 
einem bedeutenden Ökonomen geleitet, der 
unter Ryschkow stellvertretender Minister- 
präsident war. | 

Dann erzählte Natalja Iwanowna 
eine Geschichte, die russische Anarchisten 
in ihrem Glanz und ihrer Ohnmacht, als 
authentischen Teilderrussischen Intelligen- 
Zija, zeigt. Aufdem Kropotkin-Kongreß in 
Petersburg im Dezember vorigen Jahres 
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habe ein Anarchist über seine Arbeit be- 
richtet. Vor Petersburg sei wieder einmal, 
wie üblich, ein Lebensmittelzug in Abspra- 
che zwischen Mafia und Eisenbahnern ste- 
hengeblieben, um dort bequem ausgeraubt 
werden zu können. Der Anarchist und eine 
Reihe seiner Freunde hätten sich schwer 
bewaffnet, zwei Waggons für die Armen 
Petersburgs ‘“expropriiert’’ (russisch- 
anarchistischer Fachausdruck für Enteig- 
nung) und mehrere andere Waggons ver- 
brannt. Anschließend hätten sie nach einer 
Liste die Lebensmittel an die Armen ver- 
teilt. 

Nein, sagte Natalja Iwanowna ab- 
weisend, eine demokratische Linke gibt es 
nicht und das sei auchnicht ihr Bereich. Ein 
westdeutscher Journalist, der seit zwei Jah- 
ren in Russland lebt, bestätigte mir die 
Information. Er wollte nicht einmal die 
Angaben der Professorin über eine kleine 
anarchistische Bewegung gelten lassen. Es 
gebe ehestens einige Punks, die behaupte- 
ten, die Tradition des russischen Anarchıis- 
mus fortzuführen, aber deren geistige Sub- 
stanz sei nicht allzu hoch anzuschlagen. 
Über die anarchistischen Punks, die im 
vorigen Jahr in Petersburg Leute aus einem 
besetzten Ostberliner Haus mit erhobenem 
Arm und ‘*Heil Hitler!”’ begrüßten, Konnte 
ich freilich nichts erfahren. 

Man nahm dort solche Dinge nicht 
allzu ernst und der Haß auf ihr eigenes, 
kommunistisches System ist so stark, daß 
vieles hingenommen wird, was uns, die 
Linken in der deutschen Delegation, des 
öfteren veranlaßte, den Saal zu verlassen - 
nicht in Protesthaltung, weil wir dann doch 
nicht so weit gehen wollten, unsere Gastge- 
ber zu verärgern und uns ohne tiefere Vor- 
kenntnisse nicht in ihre Angelegenheiten 
mischen wollten. Da sprach ein ungari- 
scher Faschist, der seinerzeit als Freiwilli- 
ger mit den Hitlertruppen nach Russland 
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eingezogen war, gefangen und zu 10 Jahren 
Gulag verurteilt wurde. Seine Haßtiraden 
gegen die Kommunisten erhielten zwar nur 
mäßigen Beifall, riefen aber auch keinen 
Protest hervor. Etwas gefaßter konnten wir 
es dann schon nehmen, als ein russischer 
Gulag-Häftling, J. Rossi, die Gulag-Kon- 
zentrationslager mit anderen verglich. Es 
könne ja sein, daß in Südafrika während der 
Burenkriege Menschen hinter Stacheldraht 
eingesperrt wurden und viele starben. Aber 
das Regime der Konzentrationslager habe 
in der SU 73 Jahre lang gehertscht. Gulag 
habenicht nur Qual und die Ermordung von 
40-65 Millionen Menschen bedeutet, son- 
dern die Demoralisierung der gesamten 
sowjetischen Bevölkerung, psychische 
Brechung, Verunmenschlichung. In den 
K7Z’s der Nazis habe es, wie man in Bü- 
chern lesen könne, wenigstens Widerstand 
gegeben. Im Gulag war die Organisation 
von Widerstand praktisch unmöglich. Nach 
dem Ende des Faschismus konnte das nor- 
male Leben wieder beginnen, nach dem 
Ende der kommunistischen Diktatur sei 
keine moralische Kraft für den Neuaufbau 
einer Gesellschaft vorhanden. Ganz offen- 
sichtlich hatte der Referent die offizielle 
Propagandaliteraturüber deutscheKZ’s für 
bare Münze genommen, wo die deutschen 
K7Z’s immer als Orte des Widerstandes 
geschildert werden. Werdie Originalquellen 
"gelesen hat, weiß, daß dies nur auf verein- 
zelte Lager wie das KZ Buchenwald zutraf, 
in der Hölle von Auschwitz und anderen 
Vernichtungslagern war ebensowenig Wi- 
derstand möglich wie in den meisten so- 
wjetischen Lagern. DieZahl der Todesopfer 
sollte nicht verglichen werden. Wenn man 
das schon tun muß, ist die Zahl von alleın 
mindestens 5,29 Millionen ermordeten Ju- 
den, des HauptanteilsindenNS-Todesfabn- 
ken, zwar läppisch gegenüber den sowjeti- 
schen Ergebnissen, aber die Nazis hatten 
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immerhin nur 13 Jahre Zeit für ıhr 
Mordprogramm. Undebenso wieRussland 
hat Deutschland lange Jahre und eigentlich 
bis heute an der physischen Ausrottung der 
ideentragenden Schicht der Bevölkerung 
gelitten. 

Das Problem ist auch darüber hın- 
aus, daß die russische Intelligenzija nur 
über die Maßstäbe verfügen kann, die sie 
aus dereigenen Geschichtegewinnenkann. 
So wird von vielen zur Fundamentierung 
der russischen Demokratie die Zeit zwi- 
schen Februar 1917 bis zum so bezeichne- 
ten ““Oktoberputsch’’ herangezogen, “"die 
einzige demokratische Zeit, die Russland 
hatte”’. Wenn mir das aus meinen an- 
gelesenen geschichtlichen Detailkennt- 
nissen jener Zeit noch als problematische 
aber mögliche Wertung erschien - völlig 
verblüfft war ich dann, daß von einer Frau 
auch die Zeiten der konstitutionellen Mo- 
narchie seit 1905 als Vorbild zitiert wur- 
den. Der Innenminister Stolypin, derhaupt- 
sächlich wegen seiner repressiven Politik 
gegen die russische Linke bekannt ist und 
nach dem volkstümliche Ausdrücke wie 
““Stolypin-Krawatte’’ für den Galgen und 
““Stolypin-Waggon’” für Gefangenentrans- 
portwagen geprägt wurden - eben dieser 
Innenminister, der im Jahre 1912 endlich 
im Kiewer Theater von einem Sozialrevolu- 
tionär in die Luft gesprengt wurde, figuriert 
jetzt als vorbildlicher Reformator der Land- 


‚wirtschaft. In der Tat sah Stolypin, so wie 


andere, das Unglück des russischen Rei- 

ches in dem Mißverhältnis zwischen den 

bewußt in Unbildung belassenen und 

verelendeten Massen und einer hauchdün- 
nenprivilegierten Schicht. Durch zweckent- 
sprechende Maßnahmen und Kredite er- 
möglıchte er Einzelbauern das Ausschei- 
den aus den Dorfgemeinschaften und den 
Aufbau von privatem Wohlstand. Stolypin 
wollte das Zarenregime auf einen breiten, 


2] 


PS 


wohlhabenden und konservativen Bauern- 
stand stützen. Sein Konzept, das immerhin 
machbar klingt, aber schon damals nicht 
aufging, kann natürlich heute, in der Zeit 
der industrialisierten und monopolisierten 
Landwirtschaftsbetriebe und den bekannt 
niedrigen Weltmarktpreisen für Agrarpro- 
dukte, nicht mehr das ursprüngliche Kalkül 
erfüllen, steht nur in der Reihe zahlloser 
ratloser Ratschläge für die Sanierung des 
zerfallenden Reiches. 
Voneinerbeseligenden Ahnungslo- 
sigkeit getragen waren auch die Ansichten 
über dieheutige ‘‘Freie Welt’’ undDeutsch- 
land im Besonderen. In Deutschland herr- 
sche Wohlstand und Demokratie. DieRich- 
ter seien unabhängig und niemand könne 
wegen seiner politischen Ansichten einge- 
sperrt werden, der das nicht verdient habe. 
Ich saß dort mit 40 Dollar in der Tasche, 
was in Deutschland 70 Mark sind, in 
Russlandaber 40.000 Rubel, derMonatsver- 
dienst eines sehr gut verdienenden Arbei- 
ters mit Überstunden und Wochenend- 
dienst. Voneiner solchenPosition istschwer 
zu widersprechen, besonders wenn man 
hört, wie brutal und nackt in Russland 
Repression funktioniert. Die verästelte und 
unterirdische aber zugleich sehr wirkungs- 
volle ArtderMachthandhabung in Deutsch- 
land und das System von Brot und Spielen 
kann man einem Russen höchstens an ei- 
nem konkreten Beispiel und unter Verzicht 
aufallgemeine Schlußfolgerung vermitteln. 
Am letzten Abend habe ich zusammen mit 
zwei alten Frauen einen Preis-Lohn-Ver- 
gleich gemacht und wir kamen darauf, daß 
die Lage von alten Leuten mit Mindestrente 
in Deutschland und Russland in etwa ver- 
gleichbar schlecht ist, mit dem Unterschied 
freilich, daß Fleisch als eine zu abenteuer- 
liche Angelegenheit in der Preisliste gar 
nicht erst erschien und daß die Qualität der 
Produkte in Russland sehr viel schlechter 
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als in Deutschland ist, soweit man sie über- 
haupt bekommt. Dieser Vergleich war aber 
auch nur deshalb möglich, weil die eine 
Frau, von einer deutsch-italienischen Fa- 
milie eingeladen, schon einmal in Deutsch- 
land war, sodaß sie gewisse erstaunliche 
Details wie beispielsweise Sonderangebo- 
te und die Höhe der deutschen Mieten be- 
stätigen Konnte. 

Man konnte sich bisweilen kaum 
der mehr oder weniger zweifelhaften 
Verbrüderungen erwehren. Deutsche und 
Russen, hieß es ständig, seien Völker mıt 
verwandter Geschichte und müßten 
zusamenarbeiten. Ein älterer Herr, ein 
Schauspieler, hielt mir nach warmherzi- 
gem Händedruck nach russischer Art eıne 
Ansprache, in der er dies wiederholte und 
sagte, daß die russischen Zaren sich ihre 
Frauen immer aus Deutschland geholt hät- 
ten. Bismarck hätte gesagt, daß Deutsch- 
land und Russland zusammen unbesiegbar 
wären. Wenn Deutschland und Russland 
sich heute verbünden würden, dann würde 
kein Volk mehr wagen, sie anzugreifen. 
Deutsche Gründlichkeitundrussische Stär- 
ke würden zusammen schließlich auch 
Amerika besiegen. 

Ich antwortete, indem ich beteuerte, 
wie sehr mir die Freundschaft zwischen 
dem russischen und dem deutschen Volk 
am Herzen liegt und wie sehr ich es bedaue- 
re, daß die Regierung Kohl ihre politischen 
Ratschläge aus Washington bezieht. 
Anderererseits wäre es wichtig, sagte ich, 
daß einekünftige deutsch-russische Freund- 
schaft nicht wie in der Vergangenheit zu 
Lasten anderer Völker geht, besonders nicht 
der Polen. 

Ob es nun an der schlechten Über- 
setzunglagoderan seiner Ahnungslosigkeit 
über die Schattenseiten früherer deutsch- 
russischer Koalitionen - der alte Mann gab 
sich mit meiner Antwort zufrieden. 
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Wennüber die russische Lebensart geredet 
wird, hört man viel über die russische 
Gastfreundschaft. Das ist richtig und auch 
wir habenerfahren, daß die Leute ihre kärg- 
lichen Vorräte mit uns teilten und viele 
Menschen trotz der allgemeinen Notlage 
mit großer Warmherzigkeit aufjeden Frem- 
denzugehen. Ich fand dieKunst desFeierns, 
die die älteren Russen, mit denen wir fünf 
Tagezusammenlebten, beherrschen, beson- 
ders interessant undangenehm zu den deut- 
schen Verhältnissenkontrastierend. Beiuns 
wird zu Anfang einer Feier das Tonbandge- 
rät eingeschaltet und zum Schluß abge- 
schaltet. Schon wegen der Lautstärke der 
Musik zerfällt das Publikum inkleine Grup- 
pen, die sich, wenn überhaupt, schreiend zu 
verständigen suchen. In jenem Erholungs- 
heim bei Moskau begann das Schlußbankett 
des Kongresses mit einer für russische Ver- 
hältnisse äußerst luxuriösen Mahlzeit. Dann 
erhoben sich Leute, die etwas mitzuteilen 
hatten und hielten, das Wodkaglas in der 
Hand, Reden, in denen Verstand, Gefühl 
und Witz in angenehmer Mischung stan- 
den. Anschließend wurde auf die Rede an- 
gestoßen, dann folgte ein neuer Redner und 
ein neuer Toast. Zwischendurch gab es 
Liederund Gedichte, vom Tonband wurden 
uns Deutschen zu Ehren solche zweifelhaf- 
ten Lieder wie ‘*Rosamunde’”” abgespielt. 
Warum diese Lieder so zweifelhaft sind, 
habe ich meiner Tischnachbarin, Irına vom 
Memorial, nur sehr mühsam erklären kön- 
nen. Der Vorsitzende der ebenfalls nicht 
gut beleumdeten Organisation Help, ein 
Herr Holzbock, Holzwurm oder Holzapfel, 
vertrat peinlicherweise unsere Delegation 
in dem, was wir Linke nicht präsentieren 
konnten und wollten, deutsche Volkskultur. 
Er sang so schöne Lieder wie das von den 
fließenden Brünnlein und intonierte auch 
mit viel falschem Gefühl das Moorsol- 


datenlied. 
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Dieser in eine Armeeuniform mit rotem Kreuz 
gekleidete Mann steht in der Tradition der 
russischen Wanderprediger. Im eigenen 
Auftrag predigt er den Kriegsparteien in 
Armenien Frieden 


Erschreckend waren für uns insbesondere 
die harten Strukturen innerhalb der Organı- 
sation Wosreschtschenije und die Akzep- 
tanz, diederrigide Führungsstil von Semjon 
Wilenski genoß, den wir bald unter uns 
“Klein-Napoleon’’ nannten. Redner, die 
aus der Organisation Memorial kamen, 
unterbrach er grundsätzlich nach kurzer 
Zeit brachial und schickte sie ins Publikum 
zurück. Das fand ich besonders empörend 
bei einer vergleichsweise jungen Frau, die 
die Grüße der russischen Jugend an die 
Konferenz überbrachte und - für uns erst- 
mals - über die Situation der eingesperrten 
Dissidenten in denLagern der Nach-Stalın- 
Zeit sprach. In diesen Aktionen drückte 


Pie 


Semjon Wilenski aber, offenbar mit allge- 
meiner Zustimmung, die Rivalitäten zur 
Organisation Memorial aus, die sich, so der 
Vorwurf, nur um die letzte intellektuelle 
Dissidentengeneration kümmert. 
Tatsächlich hat das Memorial an- 
dere und allgemeinere Schwerpunkte als 
Wosreschtschenije. Es versucht die Ge- 


schichte, nicht nur die der Stalinzeit wie-. 


derherzustellen und aufzuarbeiten. Neben 
den Bemühungen um Rehabilitierung der 
Opfer steht die Formulierung und Forde- 
rung von Menschenrechtsprinzipien für die 
heutige und künftige Politik. Im Unter- 
schied zu Wosreschtschenije gibt es hier 
auch viele Jugendliche und Leute mittleren 
Alters. 

Aber auch im Memorial herrscht, 
wie wir hörten, teilweise ein recht rigider 
Ton, der wohl aus dem mangelnden Selbst- 
bewußtsein und der übergroßen Warmher- 


zigkeit der meisten resultiert. Das Regime 
für das Grobe übertragen die Russen offen- 
bar gern Einzelfiguren wie diesem Semjon 
Wilenski (und so ist dann wohl auch die 
Akzeptanz für das Regime Jelzin zu verste- 
hen). Und es ist nicht zu leugnen, daß 
Semjon Wilenski durchaus ın vollem Be- 
wußtsein der Verantwortung und im Sinne 
des Willens der Mitglieder der Organisati- 
on handelt. Bei der Beratung der Schlußre- 
solution schlug ein Deutscher über einen 
strittigen Punkt eine Abstimmung vor. 
Semjon Wilenski setzte dagegen, die Reso- 
lution müsse nach dem Konsensprinzip 
beraten und verabschiedet werden. Ande- 
rerseits ließ erLeutekaum aussprechen und 
behielt sich stets das letzte Wort vor. Unter 
solchen Bedingungen sind natürlich 
Konsens und Cäsarismus wechselseitig in- 
einander übergehende Prinzipien. Es war 
nicht zu übersehen, daß er durchaus auch 


Peter (links hinten) und Semjon Wilenski (rechts hinten) im Gespräch 
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schon von verschiedenen Symptomen des 
Machtwahns geschlagen warund wir Deut- 
schen verließen einige Male empört den 
Saal und begannen Veranstaltungen zu 
schwänzen, weil wir diesen Umgangston 
nicht mehr ertragen konnten. 

Bei einer kleinen Vorfeier am Vor- 
abend des Banketts unterhielt ich mich un- 
ter Vermittlung von Peter mit Semjon 
Wilenski. Peter ist ein Tiroler, der nach 
Hitlers Frankreichfeldzug nach Rußland 
emigrierte, weil er nicht mit Hitler in Ruß- 
landeinmarschieren wollte. Zur Belohnung 
wurde er 1941 in den Gulag verschleppt 
und saß dort 13 Jahre, zuletzt in einem 
Lager mit Semjon Wilenski. Peter über- 
setzte das, was ich sagte. Plötzlich kam von 
hinten einer von Wilenskis Speichelleckern 
und sagte zu Peter: ‘“Semjon ist jetzt müde. 
Er muß schlafen. Laß Semjon jetzt in 
. Ruhe!”’ Peter sprang auf und begann auf 
Semjon Wilenski einzuschlagen - die intel- 
ligenteste Prügelei, die ich je erlebthabe. Er 
schlug nicht den Speichellecker, sondern 
Wilenski, der solche Speichellecker zuließ. 
Einer von uns, Tommy, fragte Peter, warum 
sie sich diesen Führungsstil von Semjon 
gefallen lassen. Peter sagte: “Ich habe mit 
Semjon in einem Lager gesessen. Wir ha- 
benalles geteilt. Ich habe ihn geschützt und 
er hat mich geschützt. Ich habe Vertrauen, 
daß Semjon das Richtige tut.’’ Mag sein, 
daß jene Kampelei die Artist, in der ab und 
zu Semjonhandgreiflichklar gemacht wird, 
daß seine Bäume nicht in den Himmel 
wachsen dürfen, vielleicht hat aber nur Pe- 


ter seine Position in der Hierarchie geklärt. 


Bleibt die Frage, ob es sinnvoll ist, 
weiter mit Organisationen wie Wosresch- 
tschenije und Memorial zusammenzuar- 
beiten. Für mich besteht daran kein Zwei- 
fel, denn wenn überhaupt noch ein krıti- 
sches und aufklärerisches Potential ın der 
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russischen Gesellschaft vorhanden ist, dann 
dort. 

Es ist schon so, auch die Russen 
haben ein Problem mit ihren Führern. Sie 
lassen sich allzuleicht und allzu unkontrol- 
liert führen und kommen erst sehr spät auf 
den Gedanken, daß sıe betrogen werden. 
Sie haben wenig Erfahrungen mit Basisde- 
mokratie und verstehen unter Demokratie 
fastausschließlich das leidige Repräsentan- 
tensystem. Wir werden, wenn wir denKon- 
takt fortsetzen, über unsere Probleme mit 
der repräsentativen Demokratiereden müs- 
sen, aber mit großer Zurückhaltung und 
jeweils nur an den Stellen, an denen das 
vermittelbar ist. Wichtig scheint mir zu 
sein, Kontakte vor allem zu Leuten an der 
Basis der Organisationen aufzubauen, al- 
lerdings unter steter Vermeidung der Ge- 
fahr, damit neue Hierarchien aufzubauen 
oder sogar spaltend zu wirken. Und wir 
werden mit den Russen sehr intensiv über 
ihr kritikloses Verhältnis zu Rechten und 
Faschisten sprechen müssen und klar ma- 
chen, daß das die Leute sind, die die deut- 
sche Intelligenzija umgebracht haben, die 
Russland überfallen unddort wie dieBestien 
gemordet haben und im Zweifelsfall wieder 
überfallen werden, wenn sie das als natio- 
nales Interesse oder sonstwie profitabel 
betrachten. 

Letztendlich aber liegt die Bringe- 
schuld auf unserer Seite. Wir werden ak- 
zeptieren müssen, daß ganz Osteuropa das 
Wort ‘‘Kommunismus’’ nur als Schimpf- 
wort, als Synonym für eine verbrecherische 
Herrschaft gebraucht und wir werden - bei 
allen Vorbehalten hinsichtlich derer, die 
sich vor Stalin und Lenin als Kommunisten 
bezeichneten - auch unseren Umgang mit 
diesem Wort ändern müssen. Der umstrit- 
tene Ausdruck von Jürgen Fuchs ““Ausch- 
witz der Seelen’ gewinnt seine Realität auf 
dem Hintergrund der Kontinuität stalıni- 
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Resolution der 2. Internationalen Konferenz 
"Widerstand im Gulag" 
Puschkino, Kreis Moskau, den 19.-22.5.1993 


Die Konferenz wurde vom Moskauer Literarisch-historischen 
Verein ‘‘'Wiederkehr’ ’ veranstaltet. An ihr nahmen politische 
Häftlinge aus den Konzentrationslagern Stalins und Hitlers, 
politische Gefangene aus der ehemaligen DDR und den Ländern 
Osteuropas und Kämpfer der europäischen Widerstandsbewegung 
teil. Das Ziel der Konferenz war die Erarbeitung gemeinsamer 
Aktionen zur Überwindung der Folgen des Totalitarismus. 


l. Inder 1. Konferenz ‘'Widerstand im Gulag’ ’ vom Mai 1993 
wurde eine öffentliche Anhörung im Obersten Rat Russlands in 
Anwesenheit des Präsidenten gefordert. Thema: Die verbrecheri- 
schen Taten der KPDSU (B)/KPDSU - die Vernichtung einzelner 
Menschen und ganzer sozialer Gruppen, Umsiedlung von Völkern, 
Eroberung und Versklavung benachbarter Länder, Zerstörung der 
Umwelt - was als Verbrechen gegen die Menschlichkeit qualifi- 
ziert wird. Die 2. Konferenz bestätigt diese Forderung. 


2. Gleichzeitig wird die Notwendigkeit der analogen 
internationalen Anhörungen über die Untaten der KPdSU und der 
‘‘Bruderparteien’’ anerkannt, weil vom Schicksal der Demokratie 
in Russland und den anderen Ländern Osteuropas im Großen auch 
das Schicksal der Welt abhängt. In diesem Zusammenhang wenden 
wir uns an die Öffentlichkeit der Länder der freien Welt und an 
die Organisationen der politisch Verfolgten mit der Bitte, 
solche Anhörungen zu organisieren. 


3. Die Teilnehmer der Konferenz begründen eine Internatio- 
nale Föderation der politischen Häftlinge und politisch 
Verfolgten aus den totalitären Systemen. Dieser Föderation 
können alle Menschenrechtsorganisationen beitreten. 


stischer Herrschaft, von der die DDR nur 
noch die harmloseren Ausläufer abbekam, 
wie makaber das auch für diejenigen klin- 
gen mag, diein den fünfziger und sechziger 
Jahren in ostdeutschen Lagern und Gefäng- 
nissen saßen. Diese Regimes lassen die 
Armen schuldig werden und das ist wo- 
möglichnoch schlimmer als die Ausrottung 
ganzer Völker und sozialer Schichten, die 
sie betrieben haben, weil es einen Neu- 


beginn so schwierig macht. Als einzige 
linke Doktrin, ich sagte es schon, haben ın 
Rußlanddie Anarchisten überlebt und zwar 
deshalb, weil sie wenigstens im Negativen 
produktiv waren, das kommunistische 
Regime ständig kritisierten, mit den Ver- 
folgten in die Lager gebracht wurden und 
mit ihnen zusammen lebten und starben. 
Wir dort anwesenden ostdeutschen Alt- 
oppositionellen waren gegenüber den rus- 


sischen Dissidenten und Gulag-Opfern in 
einer vergleichsweise guten Lage, weil wir 
auf eigenen Widerstand und eigene 
Haftjahre verweisen können. Wir müssen 
allerdings reuig gestehen, daß wir trotz 
allemnoch aufeine Reform der nachstalini- 
stischen Regimes von oben gewartet und 
deshalb keine alternativen Konzepte ent- 
wickelt haben. Aber eine westeuropäische 
Linke wird sich vorwerfen lassen müssen, 
daß sie sich seit den zwanziger Jahren über 
die Stalinzeit hinweg bis zum Untergang 
des sowjetischen Reiches mit den Herr- 
schenden im Ostblock identifiziert hat und 
die Millionen von Opfern nicht wahrge- 
nommen, sie verhöhnt oder sogar den Hen- 
kern Beifall geklatscht hat. Wenn es das 
Anliegen der Linken ist, sich auf die Seite 
der Unterdrückten zu stellen, hat die 


westeuropäische Linke schmählich versagt. 
Und schlimmer noch, diese Riesenberge 
von Leichen, die damit auch in ihren Kel- 
lern liegen, führen nicht zu später Reue, 
sondern zur Verdrängung, zu noch 
formelhafterem Dogmatismus, zur Reali- 
tätsfremdheit und letztendlich zum Unter- 
gang. 

Wir ostdeutschen Linken haben 
immerhineinenhistorischen Vorsprung und 
eine Chance. Wir sollten sie erhalten, in- 
dem wir uns weiter auf die Seite der Unter- 
drückten stellen, in der 1., 2. und 3. Welt. 
Und wır sollten sie nutzen, indem wir für 
neue Zeiten neue Konzepte zur Durchset- 
zung einer alten Idee schaffen, von Freiheit, 
Gleichheit undBrüderlichkeit zwischenden 
Menschen und zwischen den Völkern. 

W. Rüddenklau 
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‘Wenn wir nicht schreien, dann schreien 
die Steine’’ 


Bericht zur aktuellen Situation und zur Lage der 
Menschenrechte in Peru 


Peru ist das Land Lateinamerikas in dem 
der WiderspruchzwischenElendundReich- 
tum am krassesten hervortritt. Während 
das reiche Zehntel der Bevölkerung über 
etwa 40% des gesamten Volkseinkommens 
verfügt, leben 70% der Peruaner in kriti- 
scher Armut, mit einem durchschnittlichen 
Pro-Kopf-Einkommen vonmonatlich zwölf 
bis 15 US$. 

Diesem Verhältnis entspricht die 
ethnische Gliederung der peruanischen 
Gesellschaft, wobei der Reichtum fast aus- 
schließlich den ““weißen’’, meist spanisch- 
stämmigen Familien vorbehalten ist, wäh- 
rend dieindianischstämmige Bevölkerungs- 
mehrheitinder Regel besitzlos ist. Beieiner 
faktischen Arbeitslosigkeit von81% (1989), 
führt das dazu, daß selbst ein gesetzlicher 
Mindestlohn von etwa zwei US$ pro Tag 
häufig noch unterboten wird. 

Soziale Maßnahmen zur Begrenzung 
des Elends sind nicht mehr vorgesehen 
seitdem die Regierung Fujimoris 1991 das 
vom IWF geforderte ‘‘Anpassungs- 
program’’, das unter anderen die drastische 
Kürzung der Staatsausgaben ım sozialen 
Bereich und die Streichung aller Subven- 
tionen für Grundnahrungsmittel vorsah, 
durchsetzte. 

Bereits zuvor erhielten 70% des ärm- 
sten Drittels der Bevölkerungskeinerlei ärzt- 
liche Betreuung. 

1984 war etwa die Hälfte der 
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peruanischen Schulkinder unterernährt. 
Mindestens 70.000 Kinder sterben in Peru 
jährlich an den Folgen der Unterernährung 
noch bevor sie fünf Jahre alt sind.. 

Etwa ein Drittel der Kinder erhalten 
keine Schulbildung. Neben dem Analpha- 
betismus befinden sich Kinderarbeit, 
Kinderprostitution, Kinderkriminalitätund 
der illegale Handel mit Kindern im Auf- 
schwung. 

Inzwischen lebt die Mehrheit der viel- 
leicht zehn Millionen Einwohner Limas in 
provisorischen Behausungen am Rande der 
Hauptstadt, in sogenannten Pueblos 
Jovenes, illegalen Elendssiedlungen ohne 
hygienische Einrichtungen, meist ohne 
Wasser oder Strom. Es ist der Willkür der 
Staatsgewalt überlassen, ob diese “jungen 
Dörfer’” geduldet oder mit brutaler Gewalt 
wieder dem Erdboden gleichgemacht wer- 
den. Polizeistaatliche Exzesse dieser Art 
gehen meist einher mit Plünderungen, Ver- 
gewaltigung und Mord. 

Amnesty International stellt im Jah- 
resbericht zu Peru 1991 fest: ‘“Die Verge- 
waltigung von Bauernfrauen in der Haft 
oder bei Operationen zur Aufstandsbe- 
kämpfung war übliche Praxis.’’ Vergewal- 
tigungen sind häufig, werden selten ange- 
zeigt und fast nie geahndet. Frauen sind in 
besonderer Weise Leidtragende der sozıa- 
len Realität Perus, da sie neben der direkten 
sexuellen Repression einer fanatisch 
chauvinistischen Männergesellschaft auch 
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einer traditionellen familiären Rolle ausge- 
liefert sind, die sie vom gesellschaftlichen 
Leben weitgehend isoliert. Junge Frauen, 
die aus ihren Dörfern inden Kriegsregionen 
in die Städte fliehen mußten, enden so häu- 
figals unbezahlte Arbeitskräfte inden Häu- 
sern der Reichen oder in ihren Bordells. 

Eine Minderheit der Satten lebt weit- 
gehend abgeschirmt vomalltäglichen Elend 
und vom Krieg, in für sie reservierten 
Küstenstreifen, in luxuriösen Villen, mit 
privaten Schulen und Kliniken, mit 
Yachthäfen, Golfplätzen und Wochenend- 
ausflügen nach Florida. 


Ohne Kenntnis der aus dem spanı- 
schen Kolonialismus erwachsenen Macht- 
struktur sowie auch der jüngeren Geschich- 
te des Landes ist die politische Situation, 
die zur sozialen Katastrophe führte nicht zu 
verstehen. 

Seit Jahrhunderten ist die politische 
Macht fest inHänden einerkleinenreichen, 
meist spanischstämmigen Bourgeoisie, die 
gestützt auf ihre materielle Überlegenheit 
und einen starken Militärapparat das Land 
beherrscht und das politische Geschehen 
bestimmt. Begünstigt wird das durch eine 
traditionell korrupte peruanische Justiz, bei 
der von jeher Geld und persönlicher Einfluß 
den Ausschlag geben. Die mittellose, meist 
indianischstämmige Mehrheit der Bevöl- 
kerung ist von der Teilnahme am politi- 
schen Ablauffaktisch ausgeschlossen, was 
auch für den Schutz ihrer Grundrechte gilt, 
die zu erkaufen sie meist nicht in der Lage 
sind. 

An dieser rassistischen Struktur der 
Macht hat weder der vorläufige Übergang 
zur formalen Demokratie 1980, noch die 
fünfjährige Regierungszeit der lınks- 
liberalen APRA (1985-90) etwas geändert. 

Der Sturz des Militärregimes, das 

1979 nach Massenunruhen und General- 
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streik zu Fall gebracht wurde, markiert den 
Beginn des bewaffneten Kampfes, des so- 
genannten Volkskrieges der maoistischen 
Guerillaorganisation Sendero Luminoso 
(Leuchtender Pfad), auf den die Regierung 
seit 1983 mit der Verhängung des Ausnah- 
mezustandes über immer weitere Teile des 
Landes und mit der Strategie des schmutzi- 
gen Krieges (Guerra Sucia) reagierte. Seit- 
dem eskaliert dieser Krieg vor allem an 
Brutalität und Grausamkeit von beiden Sei- 
ten. In zehn Jahren forderte er mindestens 
25.000 Opfer, fast ausschließlich Zivilisten. 

DiePolitikder APRA gegenüber dem 
IWF, insbesondere die Begrenzung des 
Schuldendienstes auf einen bestimmten 
Anteil der Exporteinnahmen, führte zu ei- 
nem, 1986 von der Weltbank initiierten 
Rückzug der internationalen Banken aus 
Peru und zur Kreditsperre, was das Land in 
die schwerste Wirtschaftskrise seiner Ge- 
schichte stürzte. Die Folgen waren 
Hypennflation, Massenarbeitslosigkeit, die 
Verarmung auch bisher privilegierter 
Bevölkerungsschichten, und schließlich die 
Abwahl der Regierung Alan Garcias, der 
sich mit seinem ergaunerten Vermögen ins 
kolumbianischeExilabsetzte. AndieMacht 
gelangte überraschend der japanisch- 
stämmige Technokrat Alberto Fujimori mit 
seiner *“‘Unabhängigen Bewegung 
CAMBIO 90°’. Seine seit 1990 betriebene 
““ultraliberale’’ Wirtschaftspolitik, diesich 
streng an den Auflagen des IWF orientiert, 
führte zu einer Explosion der Lebenshal- 
tungskosten bei gleichzeitiger Streichung 
aller sozialen Leistungen, verfolgt vor al- 
lem das Ziel multinationalen Konzernen 
und der japanischen Großindustrie den dı- 
rekten Zugriff auf dıe Ressourcen des Lan- 
des zu eröffnen. Leidtragende dieser Politik 
sind in besonders existentieller Weise dıe 
letzten freien Indianergesellschaften ım 
peruanischen Regenwald, deren Lebens- 
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räume ohne Berücksichtigung ihrer tradi- 
tionellen oder vertraglichen Ansprüche, 
ausländischen Investoren zur Ausbeutung 
überlassen werden. Für die Indianer bedeu- 
tet das fast immer Vertreibung oder 
Ausrottung. Die rapide sinkende Zahl der 
wenigen, nochintraditionellenindianischen 
Gemeinschaften lebenden Menschen wie 
auch die angewandten Methoden der 
Vertreibung rechtfertigen in diesem Zu- 
sammenhang den Begriff des Völker- 
mordes. 

Auf dieser, wie auf allen anderen 
Ebenen von Politik, Wirtschaft und Justiz 
ist die Korruption gemeinsames Wesens- 
merkmalaller Vorgänge. Insbesondere seit- 
dem Fujimori am 5.Aprıl 1992 mit Unter- 
stützung des Militärs gegen das Parlament 
putschte, die Verfassung außer Kraft setzte 
und das ganze Land unter Kriegsrecht stell- 
te, herrscht de facto wieder eine Militär- 
diktatur. Darüber können weder die absur- 
der Weise relativ hohe Popularität des Dik- 
tators, noch die im März 1993 für den IWF 
und die Weltöffentlichkeit abgehaltenen 
Wahlen zueiner verfassungsgebenden Ver- 
sammlung, hinwegtäuschen. Das Fujimori- 
regime bedeutet in jeder Hinsicht eine Ver- 
schärfung der bestehenden Situation. Das 
betrifft nicht nur die katastrophale sozıale 
Lage der Bevölkerung, sondern in besonde- 
rem Maße die Lage der Menschenrechte. 
Eine verstärkte militärische Repression 
gegen die Zivilbevölkerung reicht von will- 
kürlichen Verhaftungen und Anschuldigun- 
gen bis hin zu extralegalen Hinrichtungen 
und dem ‘“Verschwindenlassen’’ von, ım 
legalen Bereich engagierterMenschen durch 
staatliche und paramilitärische Mord- 
kommandos. 

Dem Verschwindenlassen fielennach 
Angaben von Amnesty International 1991 
mindestens 305 namentlich bekannte Men- 
schen zum Opfer. Vorwiegend Studenten, 
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Lehrer, Gewerkschafter, Journalisten und 
Zeugen von Militärverbrechen. Kaum je- 
mand taucht lebend wieder auf. Nur selten 
werden über die Registrierung hinaus Er- 
mittlungen von staatlicher Seite eingeleitet. 
Die Angehörigen der Opfer werden bei der 
Suche nach den Verschwundenen von Mi- 
litär gezielt behindert und bedroht. Immer 
werden dieoffensichtlich Verantwortlichen 
von höchster politischer Stelle gedeckt. 
Mindestens zwei Massaker von Militä- 
reinheiten an der Landbevölkerung wäh- 
rend der Regierungszeit Fujimoris, die of- 
fensichtlich der Beseitigung von Zeugen 
vorausgegangener Verbrechen dienten, sind 
bekannt geworden und führten nicht zur 
Bestrafung.der Verantwortlichen. Auch das 
Gefängnismassaker vom Mai 1992, beidem 
imHochsicherheitsgefängnis Castro-Castro 
in Lima mindestens 35 Menschen, vorwie- 
gend Mitglieder des Sendero Luminoso, 
von Militärs in ihren Zellen ermordet wur- 
den, hatte keine Konsequenzen für die Ver- 
antwortlichen und wurde von Fujimori per- 
sönlich gedeckt, indem er Menschen- 
rechtsorganisationen monatelang den Zu- 
tritt zum Gefängnis verwehrte. Die jahre- 
lange Internierung von Verdächtigen ‚ohne 
Anklage oder Verfahren, oft ohne Kenntnis 
des Haftgrundes und aufgrund dürftiger 
Indizien ist in peruanischen Gefängnissen 
die Regel. Vor allem politische Gefangene 
sind menschenunwürdigen Haftbeding- 
ungen ausgesetzt, oft bei totaler Isolation 
und unter systematischer Anwendung psy- 
chischer und physischer Folter. Eine Unter- 
suchung des angesehenen Instituto de 
Defensa Legal unter politischen Häftlingen 
ergab, daß 90% von ihnen gefoltert worden 
waren. Selbst bei einfachen polizeilichen 
Verhören von Zivilisten ist die Folter eın 
routinemäßig angewandtes Mittel zur Er- 
pressung von ZeugenaussagenundGeständ- 
nissen, so selbstverständlich, daß sie selten 
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angezeigt wird und noch nie ein Polizei- 
oder Militärangehöriger wegen Folterung 
verurteilt wurde, soweit sie nicht zum Tod 
des Opfers geführt hatte. 

Noch immer gilt die sogenannte 
“Strategie der nationalen Sicherheit’”’, die 
die militärische Zerschlagung jedes Ansat- 
‚zes von Opposition oder Widerstand vor- 
sieht und dabei selbst Menschenrechts- 
organisationen als subversiv einstuft und 
bekämpft. Der vor kurzem an, die Öffent- 
lichkeit gelangte geheime Befehl an das 
Militär *‘im Kampf gegen den Terrorismus 
künftig keine Gefangenen mehr zu ma- 
chen’’ undder ausdrückliche Vermerk, daß 
‘“Tötungen vorgenommen werden dürfen’ 
lassen eine weitere Verschärfung der Situa- 
tion für die Zivilbevölkerung erwarten, da 
außer Zweifel steht, daß weder der Sendero 
Luminoso, noch das Militär in den näch- 
sten Jahren in der Lage sein werden, den 
dreizehnjährigen Krieg zu entscheiden. 


Der ““Volkskrieg’’ des Sendero Luminoso 


Weder moralisch noch juristisch können 
die Aktionen des Sendero Luminoso die 
Menschenrechtsverletzungen der Regierung 
rechtfertigen, sie können jedoch auch nicht 
außer acht bleiben, wenn man die Gesamt- 
situation verstehen will, die zur derzeitigen 
katastrophalen Lage geführt hat. Politisch 
und psychologisch stärken sich der Leuch- 
tende Pfad und die staatlich-militärische 
Repression gegenseitig. Zwischen beiden 
Blöcken wird der Spielraum derjenigen 
immer enger, die sich zu Anwälten der 
Opfer des schmutzigen Krieges machen. 
Oft wird aus dem Anwalt selbst schnell ein 
Opfer und oft genug sind es dieselben Per- 
sonen die von beiden Seiten bedroht wer- 
den. Wenn auch nur eines unter vielen, so 
doch bezeichnend für diese Situation, ist 
das Schicksal des Bauern und Menschen- 
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rechtlers Pofirio Suni. Nachdem er 1988 
offensichtlich wegen seines friedlichen Ein- 
satzes für die Belange der Bauern, vom 
Militär verhaftet wurde und erst ım März 
1989 nach schweren Folterungen freikam, 
wurde er am 13.Mai 1991 aufoffener Stra- 
Be erschossen. Zu dem Mord bekannte sich 
der Sendero. 

Seit seiner ersten Aktion und in sei- 
nen wenigen veröffentlichten Schriften, hat 
der Sendero immer wieder unmißverständ- 
lich klargemacht, daß es für ıhn unterhalb 
der vollständigen Zerstörung des derzeiti- 
gen Staates kein Ziel gibt und daß für ıhn 
alle Mittel gelten, dieses Ziel zu erreichen. 
Die Achtung der Menschenrechte wird 
dabei weder vom Staat eingefordert, noch 
ist sie Maßstab für das eigene Handeln. 
Grausamkeit und Härte seien vielmehr not- 
wendig im Volkskrieg, denn “‘je mehr Blut 
fließt, desto schneller werden unsere Rei- 
hen wachsen” (aus einem Dokument der 3. 
Nationalen Konferenz der Kommunisti- 
schen Partei Perus - Sendero Luminoso 
[PCP-SL) Diese Strategie erklärt auch den 
kaum verheimlichten Beifallder Parteizum 
Gefängnismassaker vom Mai 1992, denn 
für jeden vom Militär ermordeten Gefange- 
nen lassen sich draußen mehrere Kämpfer 
rekrutieren. Es werden dazu vom Sendero 
gezielt Angehörige und Freunde der Opfer 
““angeworben’’. So war 'es dem Sendero 
möglich auf die Ermordung der Gefange- 
nen, seit 1992 mit einer beispiellosen Wel- 
levon Anschlägen, vor allem in der Haupt- 
stadt Lima zu reagieren. Ziel der Anschlä- 
ge, bei denen zumeist Autobomben großer 
Sprengkraft verwendet werden waren ne- 
ben Einrichtungen des Militär- und 
Staatsapparates ‚Indusrieanlagen, auslän- 
dische Konzerne (Januar 1993 gegen IBM 
und Coca Cola) und Botschaften ((Dezem- 
ber 1992 gegen die Botschaften von China 
und Japan, auch vor der deutschen Bot- 
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schaft wurdeein Sprengsatz entschärft) aber 
auch die Wohngebiete der privilegierten 
Stadtteile, wie zuletzt im September 1992, 
als der Sendero einen ganzen Wohnblock 
im feinen Viertel Miraflores in die Luft 
sprengte. Die angebliche Ankündigung der 
Sprengung wurde von der Polizeiangeblich 
ignoriert. 

Mit derselben Unerbittlichkeit geht 
der Sendero gegen alle *“Volksfeinde’’ vor. 
Dazu zählen nicht nur Angehörige des 
Staats- und Militärapparats, sondern po- 
tentiell alle, die sich der Politik der Partei zu 
widersetzen wagen. Hierzu zählen in zu- 
nehmendem Maße auch sozial engagierte 
Personen, Gewerkschafter, Sprecher von 
Selbsthilfegruppen und Volksorgani- 
sationen, Menschenrechtler, Angehörigeder 
Parteien der Linken, selbst Kommunisten 
und Mitglieder der konkurrierenden 
guevaristischen Guerilla MRTA. 

Gründer und bis zu seiner Verhaf- 
tung im September 1992, unstrittiger Kopf 
der PCP-SL war Abimael Guzman, alıas 
Presidente Gonzalo, ehemals Professor für 
Philosophie und Politik an der Universität 
von Ayacucho, ein Theoretiker und 
Technokrat, der es versteht die Grausam- 
keitseines Volkskrieges mit dem Charisma 
eines Religionsstifters in einer Art 
“revolutionärer Mystik’’ zu verklären, dıe 
ihm selbst die “historische Rolle des 
Erlösers’’ auferlegt hat, die des zukünfti- 
gen Präsidenten Gonzalo. Wenn er vom 
“fünften Schwert des Marxismus’”’ spricht, 
dann meint er sich selbst und wähnt sich 
dabei in einer Reihe mit seinen Ahnen 
Marx, Lenin, Stalin und Mao, dessen 
revolutionäre Strategien der chinesischen 
Revolution er auf die peruanische Realität 
übertragen haben will. Inden zwölf Jahren, 
die er sich versteckt hielt, war er kein einzi- 
ges mal an der Ausführung einer Aktion 
selbst beteiligt aber immer kamen die Be- 
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fehle von seinem Schreibtisch. Widerspruch 
duldete er weder außer- noch innerhalb der 
Partei. Die Anhänger der konkurrierenden 
Guernlla MRTA (Movimento Revoluci- 
onarıio Tupac Amaru) werden wegen ihrer 
weniger rücksichtslosen _Kriegsführung, 
von den Maoisten als ““Revolutions- 
romantiker’’ verspottet und wenn es die 
Lage erfordert militärisch angegriffen. Tat- 
sache ist, daß die MRTA sich, nach Anga- 
ben von Amnesty International “‘im Ge- 
gensatz zu den Senderistas, nur in sehr 
wenigen Fällen des Mordes an, von ihnen 
gefangengenommenen Personen schuldig 
gemacht haben’’. DieGuerillaorganisation, 
die dem Sendero an militärischer und öko- 
nomischer Macht unterlegen ist, macht seit 
1984 mit Anschlägen auf Polizei- und 
Armeepatroullien, Sabotageakte und durch 
bewaffnete Besetzungen von Dörfern und 
öffentlichen Gebäuden in den Städten auf 
sichaufmerksam. Zuihrenoft spektakulären 
Aktionen zählen zum Beispiel auch die 
Umleitung und das Abkippen von Lebens- 
mitteltransporten der Armee in den 
Elendsbezirken der Städte, die Übernahme 
von Radio und Fernsehsendern, die Entfüh- 
rung einflußreicher Personen und die 
Koordinierung von Gefängnisausbrüchen, 
wie zuletzt im September 1991 als es ge- 
lang 150 MRTA-Kämpfer durch einen 
selbstgegrabenen 100 Meter langen Tunnel 
aus dem Hochsicherheitsgefängnis Castro- 
Castrozubefreien. Seit 1986 übt die MRTA 
dıe Kontrolle aus über einige schwer 
zugängliche Gebiete in den tropischen 
Bergwäldern der Region San Martin, die 
seitdem unter Ausnahmezustand steht. 
Die MRTA versteht sich als marxist- 
ische Guerilla nach mittelamerikanischem 
Vorbild, grenzt sichaber gegenmaoistische 
und stalinistische Tendenzen ab. Grundle- 
gend für ihre politische Ausrichtung ist die 
Philosophie des peruanischen Dichters und 
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Gründers derKommunistischen Partei Perus 
Jose Carlos Mariategui. Als dessen alleini- 
ger rechtmäßiger Erbe versteht sich jedoch 
auch Abimael Guzman. 

Insgesamt forderte der Krieg wahr- 
scheinlich schon weit über 30.000 Opfer; 
mindestens zu 92% Zivilisten und angebli- 
che Terroristen, höchstens 8% Angehörige 
des Staats-und Militärapparates. Esist Teil 
der Dramatik der Situation, daß über die 
Opfer derstaatlich-militärischen Repression 
nicht annähernd verläßliche Daten vorlie- 
gen. Es ist den Angehörigen oft nicht mög- 
lich Anzeige zu erstatten, viele unterlassen 
es auch aus Furcht vor Repressalien. Hinzu 
kommt, daß in Notstandsgebieten meist 
keine zivile Justiz mehr vertreten ist, ge- 
schweige denn Menschenrechtsgruppen der 
Zutritt erlaubt würde. In diesen Gebieten 
herrscht das “‘Gesetz des Dschungels’’, 
daß nicht einmal die Registrierung von 
Verbrechen zuläßt. Dies betrifft insbeson- 
dere die Praxis des Verschwindenlassens. 
Seit 1982 weist die Statistik der UNO- 
Menschenrechtskomission alljährlichPeru, 
gefolgt von Guatemala, als das Land mit 
der höchsten Anzahl Verschwundener aus. 
Allein Amnesty Intemationallagenbis 1991 
insgesamt über 5000 ungeklärte Fälle vor 
und es ist aus den beschriebenen Gründen 
anzunehmen, daß es sich nur um die Spitze 
eines Eisberges handelt. Zwar kommt es 
gelegentlich vor, daß aufgrund des öffentli- 
chen Drucks in bestimmten Fällen zivile 
Ermittlungen eingeleitet werden, sie wer- 
den aber stets wieder eingestellt, sobald das 
öffentliche Interesse nachläßt und haben 
keine Konsequenzen für die Verantwortli- 
chen. Oft wird nach kurzer Ermittlungszeit 
die Zuständigkeit der Militärjustiz festge- 
stellt, die das Verfahren dann unter Aus- 
schluß der Öffentlichkeit einstellen kann. 
Wenn auch die Regierung versucht, die 
zehntausenden schweren Menschen- 
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rechtsverletzungen als *“ Verfehlungen Ein- 
zelner”’’ abzutun, so kann sie nicht darüber 
hinwegtäuschen, daß es sich vielmehr um 
einesystematisch angewandte Strategie der 
Aufstandsbekämpfunghandeltund dieman 
aus völkerrechtlicher Sicht als Staatsterror- 
ismus bezeichnen muß, weil sie über das 
eigentliche Verbrechen hinaus darauf zielt 
‚ durch die Verbreitung von Angst das 
Verhalten Dritter zu beeinflussen. Teil die- 
ser Strategie ist es aber auch Gewaltakte 
von ‘*Subversiven’’ gegen die Zivilbevöl- 
kerung vorzutäuschen, um dann den 
Militärapparat als “°“Beschützer”’ present- 
ierenzu können und soeine Solidarisierung 
der Zivilbevölkerung mit der Repression zu 
fördern. 

All dies hinderte die Weltbank nicht, 
im März 1993 über die Wiederaufnahme 
Perus ın den IWF zu entscheiden, wobeı 
angeblich die Lage der Menschenrechte 
ausschlaggebend war. Zur internationalen 
Gruppe der finanziellen Unterstützer des 
Regımes zählt neben Japan und den USA 
auch Deutschland, als einer der Haupt- 
gläubiger (weit über eine Milliarde DM) 
und wichtiger Rüstungslieferant (etwa 100 
Millionen DM jährlich). So sind die 
Spezialeinheiten von Polizei und Militär 
mit deutschen G3 Gewehren der Firma 
Heckler und Koch ausgerüstet, Panzer- 
fahrzeuge von Thyssen, Krauss-Maffeı und 
Rheinstahl, Wasserwerfer von Mercedes 
und selbst Hubschrauber sind aus deut- 
scher Produktion. Etwa ein Drittel der 
peruanischen Auslandsschulden sınd auf 
Rüstungskäufe zurückzuführen. 


Libertärer Jahrmarkt 1993 
Am 10.07.93, ab15,00 Uhr auf de 
Senefelder Platz, O-Berlin-Prenzlaue 


Berg Kinderfest, Infostände, Videos, 
o-Olympic- und Anarchia-Ausstellung 
d natürlich Live-Musik 
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Pakt mit dem Beelzebub 


Militärbeziehungen zwischen Deutschland und der Sowjetunion 
zwischen 1920 und 1941, Teil 2* 


Der Machtantritt Adolf Hitlers be- 
rührte die Reichswehr zunächst nicht tief. 
Sie sah keinen Grund, sich über Nacht von 
der russischen Option der Reichswehr- 
führung zu verabschieden. Der militante 
Antikommunismus der neuen Machthaber 
tangierte die Reichswehrführung um so we- 
niger, als sie strikt zwischen ihren innen- 
undaußenpolitischen Verhaltensweisen un- 
terschieden hatte. Selbst die program- 
matische Rede Hitlers vom 3.Februar 1933 
vor der Generalität und Admiralität, in der 
er die Eroberung neuen Lebensraumes ım 
Osten und dessen rücksichtslose Germani- 
sierung vorzeichnete, konnten die anwe- 
senden Militärs auch auf Polen beziehen, es 
schien, als zeichne sich hier eine nahtlose 
Kontinuität zwischen ihnen und den Zielen 
des neuen Reichskanzlers ab. 

Belastet wurden die gegenseitigen 
Beziehungen durch die Tatsache, daß der 
zur Roten Armee kommandierte hoch- 
rangige Offizier Ernst Köstring durch den 
Oberstleutnant Otto Hartmann ersetzt wur- 
de. Auf sowjetischer Seite hegte man den 
Verdacht, die Militärbeziehungen sollten 
dadurch auf niedrigem Niveau fortgesetzt 
werden. 

Indes drängte nunmehr das Aus- 
wärtige Amt die Reichswehrführung, die 
Tätigkeit aufden Stationen in der Sowjetu- 
nion nicht plötzlich zu beenden. Entspre- 
chend reiste der Chef des Heereswaflen- 
amtes, Generalleutnant Alfred von Bockel- 
berg, am 8.5.1933 nach Moskau. In den 
Gesprächen, die er mit den Vertretern der 
Sowjetarmee führte, geriet die deutsche Seite 
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in das Wechselbad sowjetischer Politik: 
Am 13.6.1933 berichtete Bockelberg, 
Woroschilow und Jegorow ‘““ wiesen darauf 
hin, daß die Armeen Glieder des betreffen- _ 
den Staates seien, und daß ein enges 
Zusammengehen nur durchführbar sei, 
wenn die große Politik der Regierungen 
gleiche Ziele verfolge’’. Die Tätigkeit und 
dıe Reden des Leiters des außenpolitischen 
Amtes der NSDAP, Rosenberg, wurden 
von allen Sowjetstellen als besonders stö- 
rendempfunden. Die Doppelzüngigkeit der 
deutschen Außenpolitik glaubten die Rus- 
sen dadurch bewiesen zu haben.’”’ 

Wie auf dieser Kontaktebene üb- 
lich, klammerten beide Seiten die innen- 
politische Komponente völlig aus: Schließ- 
lich herrschte in Nazideutschland ım Früh- 
jahr 1933 eine beispiellose Verfolgungs- 
kampagne gegen Kommunisten, Soziali- 
stenund Demokraten. Sie betrafin Deutsch- 
land lebende sowjetische Journalisten und 
Handelsvertreter ebenso wie Offiziere. Man 
fand sich in Übereinstimmung mit der Auf- 
fassung des Außenkommissars Litwinow, 
der es völlig natürlich fand ““wenn man die 
Kommunisten in Deutschland so behandel- 
te, wie man in Sowjetrußland Staatsfeinde 
zu behandeln pflege.’ 

Irritationenmußten inMoskau wohl 
vor allem deshalb entstehen, weil Minister 
oder hohe NSDAP-Funktionäre einen 
unverhohlenen Antisowjetismus praktizier- 
ten. Nach einem Treffen mit dem polni- 
schen Botschafter in Berlin Anfang Mai, 
ließ die Reichsregierung verlauten, Hitler 
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habe den Wunsch geäußert, beide Staaten 
möchten “ihre gemeinsamen Interessen 
beiderseits leidenschaftslos und nüchtern 
überprüfen und behandeln.’’ Anfang Juni 
wies Hitler an, den bisherigen Kurs gegen- 
über Polenzu ändern und auf‘ “jede lärmen- 
de patriotische Politik im Sinne deutsch- 
nationaler Selbstbestätigung’’ zu verzich- 
ten. 

Die Beendigung der Zusammenar- 
beit zwischen Reichswehr und Roter Ar- 
mee vollzog sich nunmehr in einer Atmo- 
sphäre wachsenden gegenseitigen Mißtrau- 
ens und wechselseitiger Verdächtigungen. 
Am 31.Mai sagte die sowjetische Seite 
plötzlich alle Tomka-Versuche ab. Am 26. 
Juni 1933 kündigte Deutschlanddie Schlie- 
Bung der Station Lipezk an. Die Sowjet- 
regierung kündigt am gleichen Tag einsei- 
tig alle Verpflichtungen gegenüber der 
Reichswehr. Am 3.August 1933 sagt die 
Reichswehr die fast zu Tradition geworde- 
ne Teilnahme an den Manövern der Roten 
Armee ab. 

Trotz allem versuchten vieleReichs- 
wehroffiziere und speziell die, die direkt 
mit der Roten Armee Verbindung hielten, 
alles, um die Zusammenarbeit nicht gänz- 
lich als politischen Faktor ausgelöscht zu 
sehen. Seit September war das Bemühen 
auf beiden Seiten unverkennbar aus dem 
krisenreichen Sommerloch herauszukom- 
men. Deutsche Offiziere waren noch bis 
Ende Oktober 1933 Gäste der Roten Ar- 
mee. Aufsowjetischer Seitewurde erkannt, 
daß einige Reichswehroffiziere auf ein Si- 
gnal aus Moskau warteten, daß die Mög- 
lichkeiten einer künftigen Zusammenarbeit 
nicht völlig kappte. Groteskerweise erfolg- 
te dieses Signal im unmittelbaren Zusam- 
menhang mit der endgültigen Auflösung 
aller Stationen und Verbindungsstäbe in 
Moskau, die bis zum 14. September 1933 
vollendet wurde. Dieam 22. und 23.August 
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dafür veranstalteten Empfänge nahm die 
sowjetische Seite wahr, um ganz eindeutig 
zu verstehen zu geben, daß die Rote Armee 
Wert darauflegt, ‘“gute persönliche Bezie- 
hungen aufrechtzuerhalten, wodurch eine 
Normalisierung der Beziehungen gefördert 
werden könnte.”’ Oberst Hartmann deutete 
diese Abschiedszeremonie mit den Wor- 
ten, die Rote Armee hätte sich damit *‘die 
Tür für eine spätere militärische Zusam- 
menarbeit mit uns offen gelassen.’’ Als 


“ indessen der sowjetische Militärattache in 


Berlin anfragte, ob absehbar wieder mit 
einer Zulassung sowjetischer Offiziere zu 
Reichswehrlehrgängen gerechnet werden 
könnte, hielt man sich im Auswärtigen 
Amt bedeckt und vermied eine Antwort. 
Die von der Reichswehr an den Tag gelegte 
Großzügigkeit, der Sowjetunion den größ- 
ten Teil des auf den geschlossenen Statio- 
nen befindlichen Materials im Wert von 2,9 
Millionen Reichsmark kostenlos zu über- 
lassen, hatte dazu beigetragen, ‘“ein Funda- 
ment zusschaffen, aufdemdie freundschaft- 
lichen militärischen Beziehungen in einer 
anderen Form zum Nutzen beider Armeen 
neu gegründet werden könnten. 
Anläßlich der Verabschiedung des 
deutschen Botschafters Dirksen, kamesam 
31. Oktober zu einem ausgedehnten Mei- 
nungsaustausch zwischen dem ersten 
Botschaftsrat in Moskau, Fritz von 
Twardowski und dem sowjetischen Mar- 
schall Tuchatschewski. Nachdem Tuchat- 
schewski auf die feindliche Politik der neu- 
en deutschen Regierung eingegangen war, 
meinte er: ““gelinge es der Politik, diese 
Bedenken bei der Sowjetregierung zu zer- 
streuen, so gäbe es keinen Grund, die alte 
Zusammenarbeit zwischen beiden Armeen 
nicht wieder aufzunehmen, die vonderRoten 
Armee aufs freundlichste begrüßt werden 
würde ... In der Sowjetunion bleibe dıe 
Rapallopolitik die populärste, und die 
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Otto von Niedermayer, einer der Haupt- 
organisateor der Militärzusammenarbeit in 
den 20iger Jahren. Seine prorussische 
Einstellung wurde 1935 schwer kritisiert. 


Reichswehr sei die Lehrmeisterin der Ro- 
ten Armee in schwierigen Zeiten gewesen 
... Vergessen sienicht, es ist diePolitik, ihre 
Politik, die uns trennt, nicht unsere Gefüh- 
le, die Gefühle der Freundschaft der Roten 
Armee zur Reichswehr.”’ 

Indes vollzogen sich im Rahmen 
der Reichswehr erste Veränderungen. Der 
Roten Armee wohlbekannte Generäle wie 
der Chef der Heeresleitung bzw. des 
Truppenamtes, Hammerstein, bzw. Adam, 
die der militärischen Zusammenarbeit mit 
der Sowjetunion aufgeschlossen gegenüber- 
standen, wurden ausgewechselt. An ihre 
Stelletraten Generäle, derenantisowjetische 
Gesinnung außer Zweifel stand. Die- 
se Personalveränderungen waren der Hin- 
tergrund eines Meinungsaustausches zwi- 
schen dem deutschen Militärattache ın 
Moskau, Hartmann, und dem sowjetischen 
Generalstabschef Alexander Jegorow. 
Hartmann berichtete, Jegorow habe aus sei- 
ner Freundschaft für dieReichswehr keinen 
Hehl gemacht und betont: “‘er lasse an der 
Treue seiner Überzeugung nicht rütteln’”. 
“Mit besonderer Herzlichkeit ...”’, gedach- 
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te Jegorow auch der deutschen Offiziere 
Paulus und Reinhard, auch Brennecke, die 
er unbegrenzt verehrt. ‘Wenn die deutsche 
Armee einmal keinen Raum mehr für 
P(aulus) und R(einhard) hat’’, sagte 
Jegorow, “nehmen wir sie mit offenen Ar- 
men auf; es sind unersetzliche Lehrkräfte, 
die wir besonders brauchen können.’ Für 
den Stalingradfeldmarschall Paulus sollte 
sich unverhoffi ein zweiter zehnjähriger 
Aufenthalt ergeben. 

Am Fall Jegorow zeigt sich beson- 
ders der Stimmungswandel bei der Beurtei- 
lung der Roten Armee. War man bei der 
Rechswehrführung Anfang 1933 noch der 
Auffassung: ‘“Jegorow ist wohl als einer 
der stärksten Persönlichkeiten der Roten 
Armee anzusprechen, der sich bei ihm 
ranggleichen Kommandeuren großer Au- 
torıtät erfreut, über großes militärisches 
Wissen verfügt und gesunde Vorstellungen 
von den Ausbildungs- und Erziehungs- 
grundsätzen hat’’, wertet die Außenstelle 
Hamburg der militärischen Abwehr drei 
Jahre später über denselben Jegorow, er 
wäre “‘ein Mann von mittelmäßiger Bega- 
bung, daher kann man von ihm auch nichts 
Außerordentliches erwarten.”’ 

Das vorläufige Ende der Beziehun- 
gen vollzog sich Frühjahr 1934 infolge des 
deutsch-polnischen Abkommens. In einer 
Ansprache vor Spitzen von Reichswehr, 
SA und SS bereitete Hitler ein zukünftiges 
Kriegszenario, das erst Schläge im Westen 
vorsah, um dann mit voller Kraft gegen 
Osten zu marschieren, was angesichts des 
Abkommens mit Polen nur gegen die SU 
gerichtet sein konnte. Darüber hinaus wur- 
de die Rote Armee am 23. Februar aus der 
liste befreundeter Armeen gestrichen und 
in die Kategorie potentieller Feinde 
eingereiht. 

Jedoch ging das deutsche Offiziers- 
corp weiter davon aus, daß es sich bei den 
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Beziehungen zur Roten Armee um einen 
traditionellen Sonderfall handele, der we- 
nigstens zum Teil außerhalb des politi- 
schen Klimas stand. Auch die sowjetische 
Seite vertrat weiter diese Position. Das ver- 
deutlicht die Beschwerde des sowjetischen 
Militärattach&s in Berlin, Orlow, vom 
26.11.35, über einenantisowjetischen UFA- 
Film. Orlow stieß sich dabei nicht an der 
antisowjetischen Tendenz, wohl aber an 
der Verunglimpfung der Roten Armee. Eine 
Verschlechterung der politischen Beziehun- 
gen hieße seiner Meinung nach doch nıcht, 
daß sich diese sich ‘“*unbedingt auch aufdie 
Armee auswirken müssen. Wenn in Ruß- 
land aufallenmöglichen Gebieten deutsch- 
feindliche Propaganda getrieben würde; das 
deutsche Heer und der deutsche Soldat sei- 
en nie hier mit hineingezogen worden.’ 
Daß ermitsolchen Auffassungnicht 
allein stand und die sowjetische Militär- 
führung ungeachtet der politischen Lagean 
einer weitere Zusammenarbeit interessiert 
war, zeigte auch ein Gespräch, das 
Marschall Tuchatschewski am 26. Oktober 
1935 mit deutschen Diplomaten in Berlın 
führte. Der Marschall versicherte zunächst 
noch einmal seine Hochachtung vor der 
deutschen Armee. ‘“Wennes aberzu einem 
Krieg zwischen Deutschland und der Sow- 
jetunion kommen sollte, was ein schreckli- 
ches Unglück für beide Völker wäre, so 
würde Deutschland nicht mehr das alte 
Rußland vor sichhaben.’’ Mehrmalshober 
hervor, daß Deutschland und die Sowjetu- 
nion nicht mehr zusammen gingen. ‘“ Wenn 
Deutschland und die Sowjetunion diesel- 
ben freundschaftlichen politischen Bezie- 
hungen wie früher hätten, könnten sie jetzt 
der Welt den Frieden diktieren. Aber wir 
sind Kommunisten und sie dürfen nicht 
vergessen, daß wir Kommunisten bleiben 
werden. Auch wenn man in Deutschland 
eineandere Weltanschauung vorzieht, soll- 
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te das kein Hinderungsgrund sein, zusam- 
men zu arbeiten.’’ 

Ende Juni 1936 startete der deut- 
schen Generalstabs einen letzten Versuch, 
den Faden zur Roten Armee nicht völlig 
abreißenzulassen. Sieentsandten den Major 
Spalcke zu Gesprächen nach Moskau, wo 
er mit den Generälen Urizki und Below 
zusammen traf, Jegorow und Timoschenko 
ließen sich für unabkömmlich erklären. 
Außer atmosphärischen Versicherungen 
brachte dieses Treffen nichts, was den deut- 
schen Kriegsminister Blomberg zu der end- 
gültigen Überzeugung kommen ließ, das 
nun ein Abbruch der Beziehungen unver- 
meidlich sei, was sich aus dem Gegensatz 
von Nationalsozialismus und Bolsche- 
wismus ergäbe. Auch ein Glaubenskrieg 
wäre möglich und kaum vermeidbar, wenn 
die Geschichte es so wolle. Hinzu kam, daß 
die Spitze des Dritten Reichs im August 
1936 verstärkt eine militärische Auseinan- 
dersetzung mit der SU anstrebte, was später 
nur noch mit der direkten Kriegsvor- 
bereitung für den Fall Barbarossa 1940 
übertroffen wurde. Trotz aller Bereitwillig- 
keit der Militärs witterte die Reichsführung 
einigen Widerstand gegen diese Pläne. So 
schreibt Joseph Goebbels am 2.August 
1936, anläßlich des Parteitags in Nürnberg: 
Hitler “geht gegen Rußland ins Zeug. Recht 
hat er. Die Armee ist da manchmal schlecht 
beraten.” 

In das Konzept Hitlers paßte auch 
der Plan, das sowjetisch-französische-tsche- 
choslowakische Bündnis zu zersetzen. Seit 
August 1936 versuchten deutsche Unter- 
händler den tschechoslowakischen Präsi- 
dent Benes zu einem Nichtangriffspakt mit 
Deutschlandzu bewegen. Überdiesen Draht 
spann Hitler eine Intrige, die zur großen 
stalinistischen Säuberung 1937/38 beitrug. 
Am 9.2.1937 ließ man demtschechoslowa- 
kischen Unterhändler wissen, dıe Verhand- 
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lungen seien ins Stocken geraten, da Hitler 
aus sicherer Quelle informiert, jederzeit 
damit rechne, daß sich in Moskau eine 
Wende vollziehe, Stalin gestürzt und Gene- 
ral Litinow eine Miltärdiktatur errichten 
werde. Mit der Ankündigung, es würde 
dann mit der SU eine neue Rapallo-Ära 
beginnen, sollte die Tschechoslowakei aus 
dem Dreierbündnis gebrochen werden. Die 
Streuung dieser Gerüchte waren Teil eines 
zweiter verdeckter Plan Deutschlands, die 
mitden Ergebnissen des großenKriegsspiels 
1936/37 zusammenhängen, in denen klar 
wurde, daß dıe Stärke der Roten Armee 
nicht klar einzuschätzen war. Die militäri- 
sche Führung betrachtete die Zustände in 
der Roten Armee geteilt. Oberst Joachim 
Stülpnagel differenzierte die Führung der 


Roten Armee ın zwei Kategorien: “Die 
erste Kategorie setzt sich aus Nichtskönnern 
(Budenny, Woroschilovusw.)proletarischer 
Abstammung zusammen. Diese Elemente 
halten fest zu Stalin... Die zweite Kategorie 
der militärischen Führer sind sogenannte 
Spezialisten, wie z.B. Tuchatschewskıi... 
Daß diese Leute wirklich im Herzen Kom- 
munisten sind, ist nicht anzunehmen. ’’ Et- 
waige Putschbestrebungen jedoch demen- 
tierte die Deutsche Botschaft in Moskauals 
auch das Reichskriegsministerium. 

Etwa Mitte Dezember 1936 muß, 
im Rahmen der geplante Zersetzungs- 
kampangne gegen die , zwischen Hitlers 
und Himmilers die Idee gereift sein, Doku- 
mente aus der Zeit der Zusammenarbeit 
von Reichswehr und Roter Armee derart zu 


Ein ruhender Pol in den Beziehungen zwischen der deutschen und der Roten Armee war 
General Ernst Köstring (erster von rechts), assistiert von seinem häufigen Begleiter Hans 


Krebs. 
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manipulieren, daßeinangeblicherKomplott 
von Wehrmachtsgeneralen und Sowjet- 
kommandeuren entstand. Ohne Wissen der 
Wehrmacht wurden diese Papiere Anfang 
Januar zusammengezimmert. Am 7.Aprıl 
dann legte Hermann Göring dem tschecho- 
slowakischen Botschafter inBerlin, Mastny, 
angebliche weitere Beweise der Militä- 
rkonspiration vor, die dieser wiederum dem 
Präsidenten Benes am 17.April in einer 
Unterredung übermittelte. Benes, nun 
höchst alarmiert über die potentielle Gefahr 
eines Kurswechsels der SU, leitete diese 
Informationen wiederum am 22., 24., 26.4 
und am 7.Mai an den sowjetischen Bot- 
schafter Alexandrowski undam 8.Mai1937 
direkt an Stalin. Am 21.4. weilten hohe 
Offiziere der Politischen Polizei der Tsche- 
choslowakei in Berlin. Ihnen wurden jene 
Fälschungen untergeschoben, diealsGrund- 
lage für Benes Warnungen dienten. 

Was dann ab April 1937 geschah, 
war ziemlich genau das, was man sich in 
Berlin erhoffte. Am 22.4. wurde auf Be- 
schluß das Politbüros die Reise Tuchat- 
schewski zur Krönungsfeier des englischen 
Königs untersagt, angeblich weil dem 
NKWD Pläne eines Attentat gegen ihn be- 
kannt wurden. Am gleichen Tag begann 
eine Sonderabteilung des NKWD zur Auf- 
deckung angeblicher konterrevolutionärer 
Verschwörungen in der Roten Armee, Ge- 
rüchte gegen sowjetische Generäle um 
Tuchatschewski in Umlaufzu bringen. Am 
9.Mai 1937 werden mit Bestätigung des 
Politbüros Umbesetzungen in der Armee- 
führung begonnen. Am 10.Mai wird 
Tuchatschewski seines Amtes als Stellver- 
tretender Volkskommissar für Verteidigung 
enthoben und an die Wolga versetzt. Am 
14.Mai wird der Leiter der Frunse- 
Militärakademie August Kork verhaftet, 
am 15. KorpskommandeurBoris Feldmann. 
In aus ihnen herausgeprügelten Geständ- 


telegraph 6/93 


nissen werden 40 Kommandeure um 
Tuchatschewski belastet. Am 22.Maiı 1937 
wird Tuchatschewski und bis zum 29.Mai 
drei weitere Generale verhaftet. Am 2. Juni 
nahm Stalin in einer Rede auf der Sitzung 
des Militärrats das Urteil gegen Tuchat- 
schewski vorweg. Ermachte sich dabei voll 
den Tenor der gefälschten Papiere zu eigen. 
Die Saat des Komplotts von Hitler und 
Himmler ging auf. 

Auf Seiten der Wehrmacht gab es 
kein Wort des Bedauerns, was das Schick- 
sal der Roten Kommandeure betraf. Im 
Gegenteil. Pures Machtkalkül hatte 1936/ 
37 auch die letzten Befürworter von der 
aktiven Ostpolitik zur Lebensraumpolitik 
umschwenken lassen. Jeder Kontakt brach 
damit endgültig ab. 

Nun setzte in der Roten Armee eine 
“Säuberungswelle’’ ein, die einer völligen 
Enthauptung gleichkam. Zwischen Mai 
1937 und September 1938 fielen 40 000 
Offiziere dem Terror zum Opfer. Von 733 
Generälen wurden 579 Opfer des stalinist- 
ischen Verfolgungswut. 80% der Generäle, 
90% der Armeekommissare, 70% der 
Divisionskommandeure 65-70% der 
Divisions- und Brigadekommissare, 40% 
der Obersten; die Rote Armee war faktısch 
ohne Führung. 

Die deutschen Militärattache ın 
Moskau kommentierten die Säuberungen, 
daß die Rote Armee nunmehr auf längere 
Zeit geschwächt sei. ‘“Ein Waffengang des 
Kollosses wird noch unwahrscheinlicher.”’ 
Doch war man uneins in der Wehrmacht, 
wie lange diese Schwächung anhalten wer- 
de. Während die einen davor warnten die 
““Schlagkraft der Masse’ zu unterschät- 
zen, meinten andere sogar die Schwächung 
dauere nur so lange, bis sich neue 
Führungskräfte eingearbeitethätten. ““...Die 
Führungsschicht der Roten Armee werde 
nach dieser Reinigung zwar prımitiver sein 
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(wie wir das auch schon bei den Diploma- 
ten, die die Trotzkisten ersetzten, erlebt 
hätten), aber sie werde, vom Standpunkt 
des russischen Nationalismus aus gesehen, 
zuverlässiger und stoßkräftiger sein.” 

Nun jedoch war Rußland in der 
Kriegsplanung Deutschlands ein völligneu- 
er Faktor. Sie war in den Planungen Hitlers 
gegen Österreich und die Tschechoslowa- 
kei zu bedeutungslosen Randfigur gewor- 
den. Sämtliche Kriegsplanungen gegen 
Rußland verschwanden vorerst in den Tre- 
soren der Planer. Ein Eingreifen der Roten 
ArmeimZusammenhangmitder Annektion 
der Tschechoslowakei wurde völlig ausge- 
schlossen. Der Oberbefehlshaber des Hee- 
res, Brauchitsch, urteilte im Spätsommer 
1938 herablassend: “Die russische Armee 
ist durch Erschießung der Führer usw. in 
ihrer Verwendungsfähigkeit stark gemin- 
dert. Ein Eingreifen des Heeres ist daher 
zunächst wohl nicht zu erwarten.’”’ 

Mit der Annektion Österreichs und 
des Sudetenlandes 1938 wurde der Weg für 
das Dritte Reich frei, weiter nach Ost- und 
Südosteuropa vorzudringen. Es zeichnete 
sich ab, daß alle Kriegsvorbereitungen aus- 
schließlich den östlichen Raum vorsahen. 
Besetzung des Memellandes und etwaiger 
Einmarsch in Litauen entsprechen dem seit 
1935 geübten Vorgehen. Bedenken wurden 
dann laut, wenn Politiker einen militäri- 
schen Konflikt mit Frankreich oder gar 
Großbritannien einkalkulierten. 

Hinzukam, daß der Abwehrapparat 
unter Admiral Kanaris sich derinder Tsche- 
choslowakei lebenden rutinischen Minder- 
heit angenommen hatte, als wolle er zu 
einem Ausgangspunkt für ein künftiges 
großukrainischen Staat schaffen. Zudem 
forcierte er seine Zersetzungsarbeit im 
Kaukasus. So entstand im Winter 1938/39 
in den europäischen Kabinetten der Ein- 
druck, der nächste Stoß richte sich gegen 
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die Ukraine. Dies Pläne jedoch wurden 
nach der Abgabe Rutiniens an Ungarn in 
Folge der Besetzung der Tschechoslowakei 
Mitte März 1939 fallen gelassen. Erst jetzt, 
nachdem die polnische Regierung alle Vor- 
schläge einer Beteiligung Polens an dem 
Rutinien-Projekt vorsichtig abgelehnt hat- 
te, orientierten die deutschen Politiker und 
Militärs wieder auf einen Konflikt mit Po- 
len. Das brachte erneut die Sowjetunion ins 
Spiel. Welche GründedabeieineRollespiel- 
ten, ob es die Bismarcksche Rückver- 
sicherungspolitk war oder darum das Risi- 
ko eines Zweifrontenkriegs durch die 
Neutralisierung der Sowjetunion zu ver- 
mindern, ist nicht ganz klar. Es wurde je- 
denfalls als sensationell empfunden, als 
Hitleram 12.1.1939 den sowjetischen Bot- 
schafter in Berlin erstmals beachtete und 
ihn in ein längeres belangloses Gespräch 
verwickelte. 


Der beste Kenner der Sowjetmarine zu dieser 
Zeit: Marinattache Norbert von Baumbach 
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Im Frühjahr 1939 zirkulierten im 
Dritten Reich drei Kriegsszenarien: 

l. Eine Auseinandersetzung mit 
Großbritannien, Frankreich, Sowjetunion 
und Polen. Hitler stellte in seinen Ausfüh- 
rungen an die Generalität am 23. Mai 1939 
eine solche Möglichkeit durchaus in Erwä- 
gung und ging davon aus, ihr durch eine 
Koalition Deutschland-Italien-Japan begeg- 
nen zu können. 

2. Eine Begrenzung der Auseinan- 
dersetzung auf Osteuropa, bei der die 
Westmächte neutral blieben und als Ge- 
gner vor allem Polen und die Sowjetunion 
übrig blieben. 

3. Ein lokaler Krieg mit Polen, mit 
der Möglichkeit einer Kriegsausweitung, 
die sich erst dann realisieren würde, wenn 
die potentiellen Gegner des Dritten Reiches 
mobil machten. 

Die letztere Variante war indes die 
von den meisten Militärs angestrebte. 

Die deutsche Führungsclique um 
Hitler wollte im Sommer 1939 der Krieg 


um fast jeden Preis. Die Mehrheit der . 


Nationalkonservativen standen einem 
Mehrfrontenkrieg mit den Westmächten 
skeptisch gegenüber. Auch noch im Som- 
mer wäre der Nazi-Führung eine Einigung 
mit Großbritannien am liebsten gewesen. 
Doch je mehr sich dieses weigerte, Polen 
den Aggressionsplänen Deutschlands zu 
opfern, orientierte man sich in Berlin auf 
einen vorübergehenden Machtausgleich mit 
der Sowjetunion. Siesollte damit zeitweilig 
neutralisiert und als Rohstofflieferant ge- 
nutzt werden. 

SeitMai 1939 mehrten sich im fran- 
zösischen und britischen Kabinett die Hın- 
weise, Deutschland und die UdSSR führten 
politische Geheimverhandlungen. Der 
Staatssekretär im Foreign British Office, 
Robert Vansittart, behauptete in einer 
Denkschrift an den Außenminister, Hitler 
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hätte bereits vor sechs Monaten sein Gebot 
aufgehoben, die Beziehungen zwischen 
Wehrmacht und Roter Armee ruhen zu las- 
sen. 

Am 23.August wurde es dann offi- 
ziell. Die Außenminister von Deutschland 
und der UdSSR, Ribbentrop und Molotow, 
unterzeichneten halbwegs überraschend 
einen Nichtangriffsvertrag. Die Reaktion 
der deutschen Militärs war Erleichterung. 
Man war nun von der Hoffnung belebt, daß 
dieser diplomatische Schock die West- 
mächte davon abhalten könnte, in einen 
aussichtslosen Krieg für Polen einzutreten. 
Auf alle Fälle erleichterte der 23.August 
den deutschen Militärs endgültig ihren 
Entschluß, Polen militärisch niederzu- 
werfen und den Krieg zu entfesseln. 

Jolli Jamper 


* Als Quelle diente das Buch von Olaf 
Groehler "Selbstmörderische Allianz, 
Deutsch-russische Militärbeziehungen 
1920-1941" erschienen im Vision Verlag 
GmbH Berlin 


Anzeige 


Di- Fr 10 -18%/Sa 10 -14/Ig.Do 


Wir lassen euch mit 
unseren CompuPern 
nicht alleıne 


ctr- hard+ software 


ta 


Müllerstr. 14 
Berlin 65 
Tel.462 20 31 


COMPUTERKOLLEKTIV 


47 


Meldungen 


Pöbel in Halle 


Auf dem halleschen Hallmarkt, wo bereits 
in den 30ern und 70ern Jahren feierlich 
Rekruten vereidigt worden sind, gab sich 
am 9.6.93 auch Herr Rühe, Bundeskriegs- 
minister, die Ehre öffentlich das Gelöbnis 
auf die freiheitlich demokratische Grund- 
ordnung abzunehmen. 

Kurzfristig wurde in Halle eine 
Gegendemo organisiert. Etwa60 Leutestan- 
den 3 Hundertschaften SEK (Sonderein- 
satzkom-mando) gegenüber. Diese sahen 
eine Störung der öffentlichen Ordnung im 
lautstarken Protest der Demonstranten und 
eine Beleidigung in Transparenten wie 
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"V.Rühe - dringend verdächtigt der Beihil- 
fe zum Völkermord" und gingen ohne Vor- 
warnung zum Angriff zum Schutze der 
wehrhaften Demokratie über, griffen sich 
die erstbesten, drückten sie zu Boden und 
führten sie mit zu eng angezogenen Hand- 
schellen ab, die Hände wurden blau, einer 
erlitt einen ernsthaften Asthmaanfall. Herr 
Rühe fand keine bessere Bezeichnung als 
"Pöpel" für die Kriegsgegener, unter Ihnen 
Neues Forum Abgeordnete wie Katrin 
Eigenfeld und Heidi Bohley, die anschlie- 
ßend meinten, daß selbst ‘89 die Polizei 
sich friedlicher verhielt. 

Es wird im Anschluß Klagen von 
beiden Seiten geben. Interessant wäre es, 
wenn sich auch Herr Rühe auf den Rechts- 
weg begäbe, und gegen den Vorwurf "der 
Beihilfe zum Völkermord" Einspruch erhe- 
ben würde. BR 


3. Ostvernetzungstrefien 


Antifa-Gruppen, Infoladengruppen und 
Zeitschriftengruppen schickten Vertreter 
zum 3. Ostvernetzungstreffen vom 4.-6. 
Juni ins thüringische Schmölln. Insgesamt 
waren aber zu wenig Gruppen vertreten. 
Eine Präsenzbeispielsweise der Radiogrup- 
pen wäre wünschenswert gewesen. 

Die bearbeiteten Themen waren 
Antifa-Arbeit, Perspektiven, Sexismus und 
die Arbeit der BesetzerInnenzeitung (BZ). 
Was beim letzten Treffen in Magdeburg 
nur in Ansätzen möglich war, eine 
inhaltliche Diskussion, nahm diesmal brei- 
ten Raum im Plenum ein. Der zunehmende 
Verschleiß der Gruppen wurde in den Zu- 
sammenhang mit fehlender Klarheit über 
Ziele und Wege gestellt. Das Verhältnis 
von Aufwand und Nutzen ist bei mangeln- 
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der Vereinbarung über Ziele nicht zu klä- 
ren. Anhandharter Auseinandersetzungum 
die Positionierung zur westdeutschen 
Antifa-Organisation AA-BO wurden star- 
ke politische Unterschiede zwischen den 
Gruppendeutlich, vonLeuten, diesich selbst 
als Kommunisten bezeichnen über Anhän- 
ger einer starken Organisation bis zu 
basisdemokratisch oder anarchistisch orı- 
entierten Befürwortern eines Netzwerks. 
Die Gruppen wurden aufgefordert, bis zum 
nächsten Ostvernetzungstreffen, Anfang 
September in Berlin, Diskussionen über 
ihre gemeinsamen Vorstellungen zu führen 
oder Diskussionspapiere zu schreiben. 
Zur Rauchpause am Pulverfaß ge- 
riet die Intervention der Sexismus-Gruppe 
im Plenum. Wieder einmal habe an der 
Arbeitsgruppe nur ein einziger Mann teil- 
genommen, der aber bald wieder gegangen 
sei. Wenn in Zukunft auch weiterhin Frau- 
en an den Gruppen teilnehmen sollen, sei 
eine Kenntnisnahme vonFrauenrechten und 
Frauenforderungen nötig. Als wesentliche 
Forderung wurde die Feminisierung 
maskuliner Sprache vorgetragen. Dies sei 
gewissermaßen ein Kennzeichen für die 
Kenntnisnahme der Situation der Frauen. 
Von einer Reihe von Männern wurde Letz- 
teres als rein symptomatische oder kausal 
falsche Argumentation bezeichnet, andere 
Männer stellten sich ineiner Weise vollund 
ganz auf die Seite der fordernden Frauen, 
daß das anheimelnde Klima von ‘‘Kritik 
und Selbstkritik’” ineinerSED-Parteigruppe 
der fünfziger Jahre entstand. Die meisten 
Frauen und Männer schwiegen und wagten 
in dieser Atmosphäre keine eigene 
Positionierung. Das Thema soll in der Juli- 
Nummer der ‘“BesetzerInnenzeitung”” breit 
dargestellt werden, in einer nächsten Num- 
mer sind Männer aufgefordert, über ihr 
Verhältnis zum Sexismus zu schreiben 
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Berichtigung und Ergänzung 
zum Holtzbrinck-Konzern 
- Regen oder Jauche? 


Die gesamte Thüringer Presse gehört 
nicht, wieim letzten Heft aufS. 9 behauptet, 
dem Holtzbrinck-Konzern, sie gehört der 
WAZ-Gruppe. Alleanderen Angaben, näm- 
lich Dudelfunk in Thüringen, Sachsen, dem- 
nächst im Mecklenburg, Besitzer des Berli- 
ner ‘“Tagesspiegels’’ und 23% Anteil am 
Fernsehsender Vox sind richtig. 

Eine uns zur Verfügung stehende 
Übersicht aus der alten Bundesrepublik, 
Bismarck, Gaus, Kluge, Sieger, Industria- 
lisierung des Bewußtseins, München 1985, 
sieht den Holtzbrinck-Konzem erst aufPlatz 
302 unter den umsatzstärksten bundesdeut- 
schen Unternehmen, allerdings auf Platz 2 
der bundesdeutschen Buchclub-Betreiber, 
Konzernumsatz war 1982/83 1,28 Mrd. 
DM. Er besaß damals die ““Wirtschafts- 
woche’”’, das ‘“Handelsblatt’’, *“DM’’ und 
die ‘“Saarbrücker Zeitung’”. Bis zur Verei- 
nigung sollen einige Dudelradios in der 
alten Bundesrepublikhinzugekommen sein. 

Aus dem ‘“Spiegel’’ Nr. 23/93, S. 
63 ist zuerfahren, daß auch die ““Potsdamer 
Neuesten Nachrichten’’ dem Konzern ge- 
hören. Zusammen mit dem Zeitungszaren 
Dirk Ippen (“Münchner Merkur”, imOsten 
bisher offenbar nur ‘‘Oranienburger 
Generalanzeiger’”) bewirbt sichHoltzbrinck 
jetzt mit dem ‘Märkischen Radio” um die 
neue landesweite Hörfunkfrequenz von 
Berlin-Brandenburg. Konkurrent ist derEx- 
Chef des Berliner Inforadio-Großgesell- 
schafters Radio Schleswig-Holstein, der die 
Frequenz aufsplitten und gegen Gebühr an 
sechs Lokalstationen vermieten will. 
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VS-Informationen aus 
Thüringen 


Der Verfassungsschutz versucht derzeit 
überall von der Zunahme von rechtsradi- 
kalen Barbareien zu profitieren, indem er 
sich als bewährte Waffe gegen den 
Extremismus anbietet. Aus nicht näher be- 
zeichneter Quelle gingen uns Informatio- 
nen über Arbeitsweise und Auffassungen 
von LKA und Verfassungsschutz in Thü- 
ringen zu. Demnach ist es auch in Thürin- 
gen so, daß sich die jahrelang von Linken 
verfolgten Rechten nur gelegentlich zur 
Wehr setzen. Im letzten Jahr habe es 752 
Übergriffe von Linken gegen Rechte, aber 
nur 188 von Rechten gegen Linke gegeben. 
Nichtsdestoweniger wurde aber ein 
““Rechtsrutsch’’ in Thüringen zugegeben. 
Rechtsextreme Schwerpunkte seien Saal- 
feld, Arnstadt und Weimar. Die Republi- 
kaner und DVU seien in der Umgebung 
von Eisenberg sehr aktiv, die Organisation 
eines Rechtsanwalts Röder mit 80 Anhän- 
gern seizerschlagen worden. Dennoch gebe 
es aber keine rechtsextreme Organisatio- 
nen in Thüringen. 10% der Rechtsextremen 
seienineiner Partei organisiert, 40% diffuse 
Typen und 30-40% Mitläufer. Es gebe 200 
Rechtsextreme (‘‘Rechtsnationale’’), 300 
Skinheads, davon 150 Extremisten. 

Unter der Bezeichnung ‘“linksex- 
trem’’, nämlich Leute, die die Gesellschaft 
mit Gewalt verändern wollen, wurden 200 
genannt, darunter 150 Gewaltbereite. Al- 
lerdings gebe es hier eine Dunkelziffer von 
8.000 Personen, die gelegentlich auf De- 
monstrationen auftauche und nicht näher 
bezeichnet wurde. 

Der Thüringer Verfassungsschutz, 
der gerade seine Strukturen ausbaut, will 
bis 1994 120 hauptamtliche Mitarbeiter 
anstellen. 
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Freiheit braucht keine 
Zwangsdienste 


Tobias Henkel aus Zorneding war Ende 
März für seine Totalverweigerung mit 10 
Stunden sozialer Arbeit bestraft worden. 
Insgesamt 53 Tage hatte er im Bundeswehr- 
artest zugebracht. 

Am Prozeßtag hatte die BoA (BRD 
ohne Armee) einen Stand auf dem 
Ebersberger Marktplatz aufgebaut. Die 
Staatsanwältin meinte nach Tobias’ An- 
kündigung, 45 Minuten reden zu wollen, 
daß sie den Staat nicht vertreten könne. So 
eine *“Sache’’ sollte besser von Gerichten 
ausgetragen werden, in denen Männer sit- 
zen würden. Richterin und Anwalt über- 
zeugten sie dann doch davon, daß alles 
rechtmäßig sei. Relativ bald nach der Ver- 
urteilung meldete sich die Bundeswehr mit 
einer erneuten Dienstantrittsaufforderung. 
Tobias fuhr in die kaserne um sich die 
Geschichten des Kommandeurs anzuhö- 
ren, der ihn zum Befolgen der Befehle be- 
wegen wollte. Ergebnis: ein erneutes 
Dienstverbot. 

Vom 18. April bis 9. Mai war Tobias 
als freiwilliger Helfer bei ““Suncokret’’ in 
Kroatien. 18 HelferInnen betreuten 18.00 
Flüchtlinge in der Nähe von Osijek. Aber 
die Arbeit von ‘‘Kindergarten’’ bis 
““ Altenheim?’ konnte sehr kreativ gestaltet 
werden und Tobias empfiehlt jeder/jedem 
mal für drei Wochen an einem solchen 
Eiunsatz teilzunehmen. gh 


Das Güterbuch 


Holger Richter gehörte zu den sieben 
Besetzern in Peenemünde. Ihm wurde das 
zweifelfafte Glück zuteil, dem letzten 
“Durchgang Bausoldaten’’ vor dem Ende 
der DDR anzugehören. Obwohl in der Pra- 


xis seit 1986 keine Totalverweigerer in der 
DDR mehr inhaftiert wurden, war ““Spaten- 
soldat’’ zu werden die einzigste Möglich- 
keit für Kriegsdienstgegner, keinen Knast 
zu riskieren. 

Was das Buch zudem lesenswert 
macht, ist die gleichermaßen bittere wie 
köstliche Ironie, womit der Autor Druck 
und Drill, Ritual und Sprache des Militärs 
buchstäblich auf die Schippe nımmt. 

Holger Richter hat sein “‘Güllen- 
buch’’ den Bausoldaten gewidmet. Es ist 
von ihrer Solidarität die Rede und ihrem 
kleinen Widerstand gegen dıe genauso 
mächtige wie banale Kriegsmaschine. 

Leseprobe: 

“‘ Am Tag des ersten großen Urlaubs 
schrillt schon früh 5.30 Uhr die Alarmhupe. 

Alarm! Alarm!, schreit es über den 
Flur. 

Nein!, wir haben heute Urlaub. ° 

Alarm! Alarm! Der Spieß beweist, 
daß er die Einhundert-Dezibel-Hürde spie- 
lend schafft. Und sie müssen wirklich raus, 
eigentlich nach einer Viertelstunde in vol- 
ler Ausrüstung im Freien stehen. 

Nach einer Stunde kommt der letzte 
Bausoldat, Gärtner, der liebe Spaßvogel, 
ein verträumter Vogelkennerundauch Gärt- 
ner von Beruf, ein Sanfter, mit einer weißen 
Unterhose, an einem Besen ist sie befestigt, 
und völlig treu ernstem Gesicht aus der 
Kompanie gerannt: ‘“Wirergeben uns! Wir 
ergeben uns! Liebe Amerikaner, erschießt 
uns nicht! Wir ergeben uns!” 

Das Gelächter will nicht enden. Die 
Provokation ist so ungeheuerlich, die 
Persiflage so gekonnt, daß es wirklich pas- 
siert und Bausoldat Gärtner nicht bestraft 
wird; er wird in Zukunft Narrenfreiheit 
haben und immer als ein bißchen verrückt 
gelten. Ich wollte doch nur noch etwas von 
den den, er stottert, den amerikanischen 
Kaugummis abhaben, sagt er zu seinen 
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Freunden. ’’ 

Holger Richter, *‘Güllenbuch’’, 
Forum Verlag Leipzig, 14,80 DM, ISBN3- 
86151-014-6 


Tag S: Zivis streiken bundesweit 


Zu einem bundesweiten Streik der Zivil- 
dienstleistenden haben die Kampagne ge- 
gen Wehrpflicht, Zwangsdienste und Mili- 
tär, die Berliner Umwelt-Bibliothek und 
andere Organisationen aufgerufen. 

Anlaß ist die erste Beteiligung deut- 
scher Soldaten an Militäraktionen. Zudem 
noch außerhalb des Bündnisgebiets. 

Abrücken nach Somalia ist ange- 
sagt: Wer nicht verhungert soll wenigstens 
erschossen werden. 

Aber was haben die ZDLer damit zu 
tun? Der Zivildienst ist militärisch aufge- 
baut. Militärische Disziplinierung (siehe 
Zivildienstgesetz, Wehrüberwachung etc.) 
und Integration in die Gesamtverteidigung 
( 79 ZDG) u.a. führen die These ad 
absurdum, Zivildienst sei Friedensdienst. 
Aber das steht ja alles schon im Grundge- 
setz Art. 4/3: Ein Recht zur generellen 
Kriegsdienstverweigerung gibt es nicht. 
FolglichhabenKriegsdienstverweigerer, die 
ihren Schritt ernstgenommen wissen wol- 
len, sich zum Streik entschlossen 

“Wir haben nicht den Kriegsdienst 
verweigert, um beim Krieg mitmachen zu 
müssen und wir sind auch nicht bereit den 
Schritt Deutschlands zur militärischen 
Weltmacht widerstandslos hinzunehmen. 
Deshalb streiken wir am ersten Werktag, 
an dem das Hauptkontingent deutscher 
Soldaten den Marschbefehl nach Somalıa 
erhält.” Ein Vorauskommando ist bereits 
unterwegs. 

Kontakt: Bundeskoordination °“Zivi- 
streik’’ c/o Kampagne gegen Wehrpflicht, 
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Zwangsdienste und Militär, Oranienstr. 25, 
W-1000 Berlin 36, fon 030/61500530, fax: 
61500599, mo-fr 10-18 Uhr 


Menschenversuche der 
US-Luftwaffe 


Die US-Luftwaffe hat dem CNN-Fernse- 
hen zufolge Menschenversuche mit einer 
radioaktiven Substanz vorgenommen. Ärz- 
te haben danach in den fünfziger in ihrem 
Auftrag 102 Eskimos und Indianern in 
Alaska Pillen mit radioaktivem Jod 
verabreicht, berichtet CNN am 3. Mai 1993 
laut einer Meldung der Nachrichtenagentur 
Associated Press. 

Der damals für den Menschenver- 
such verantwortliche und heute in Norwe- 
gen lebende Arzt Kaare Rodahl vertrat in 


einem Telefoninterview mit CNN die An- 
sicht, die Tests seien unschädlich gewesen. 
Man habe damit Möglichkeiten herausfin- 
den wollen. die Widerstandsfähigkeit ame- 
rikanischer Soldaten gegen Kälte zu erhö- 
hen. Die radioaktive Strahlung infolge so- 
wjetischer Kernwaffenversuche. der die 
Eskimos ebenfalls ausgesetzt waren, sei 
wahrscheinlich viel intensiver gewesen, 
sagte Rodahl zu seiner Rechtfertigung. 

Betroffene Eskimos sagten dem 
Fernsehsender CNN, sie seien getäuscht 
worden. Bob Ahgook aus Anaktuvuk be- 
richtete, er habe geglaubt, die Ärzte wollten 
Ernährungsgewohnheiten der Eskimos stu- 
dieren. ‘“Ich kann mich nicht erinnern, daß 
sie mich über irgend etwas informiert hät- 
ten’’, sagte er. 

Aus “‘Strahlentelex’’ 3. Juni 1193 


Post 


Ihr widmet Euch im letzten Heft (wieder einmal) 
dem freien Radio in Erfurt, dessen Stürmung mir 
nicht so sehr die Doppelmoral des TLR wie die 
allgemeine Konzeptionslosigkeit in Sachen Medien 
und die Dialogunfähig offenzulegen scheint. 

Gleichzeitig (vom 16. bis 23. Mai) sendete 
in Ilmenau das HSF-ISWI-Radio. Dazu möchte ich 
einfach mal ein paar Eindrücke loswerden. HSF ist 
die Abkürzung für Hochschulfunk, wohl eins der 
ältesten Studentenradios in Deutschland. Der HSG 
macht zweimal wöchentlich Programm in der Mensa 
undhat außerdemeinen Kanal im Kabel aufdem TU- 
Gelände. Was da an Programm läuft, kann ich nicht 
beurteilen, weil ich nicht an diesem Kabel hänge. 

Aus Anlaß der Internationalen Studenten- 
Woche Ilmenau hat der HSF nun erstmals eine Wo- 
che Vollprogramm gemacht. Das Programm wurde 
vom Kickelhahn (einem Berg bei Ilmenau) aus mit 
200 Watt gesendet und war in großen Teilen 
Thüringens zu hören. Was mir gefiel, war die natür- 
liche, nicht so professionell-tote Art, mit der die 
Sendungen gemacht wurden, und die für mich gute 
Mischung Musik/Reportagen/Wortbeiträge. In der 
Woche waren für mich erstmal alle anderen Sender 
out. Inhaltlich ging es natürlich hauptsächlich um die 
Themen der Studentenwoche, aber in der Sendung 
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““Wellenreiter’’ (täglich 13-15 Uhr) wareneben auch 
Beiträge von freien Radios zu hören. 

... Ich habe die vage Hoffnung, daß aus 
diesem Pilotprojekt... wenigstens in Thüringen ein 
vernünftiges Konzept für die künftige Gestaltung der 
Medienlandschaft erwächst... 

Zum Schluß möchte ichnoch aufEure Zeit- 
schrift kommen. Was mir darin fehlt, sind die 
Umweltthemen. In letzter Zeit istesso, daß Ihr an den 
Themenbereichen SED, Stasi, Nazis, KDV erstickt 
(ungeachtet ihrer unbestrittenen Wichtigkeit) und 
nichts mehr für die Umwelt übrigbleibt. In jeder 
ernsthaften Wochenzeitung ist mehr zu lesen über die 
Gefahr der Kanalisierung von Elbe und Saale, neue 
Verkehrkonzepte usw.. Ungeachtet dessen, daß Ihr 
Euchruhig auchzu schon ausgeschlachteten Themen 
positionieren Könnt, harren gewiß noch unentdeckte 
und verheimlichte Sauereien ihrer publizistischen 
Aufarbeitung. Von der Hauszeitschrift der Umwelt- 
Bibliothek würde ich in der Richtung ein bißchen 
mehr erwarten.. 

Mit freundlichen Grüßen Rudolf Tribian 

Die letzte Ausgabe von "Subbotnik" aus Halle er- 
reichte uns erst in letzter Stunde. Eine Entgegnung 
aufdie Polemik zum "telegraph"-Aritikel demnächst. 
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Anhang: 
Wahlpartei Neues Forum? 


Am 5.-7. Juni fand in Prerow der Bundeskongreß der Bürgerbewegung Neues Forum statt. Mit 56 gegen 14 
Stimmen wurde beschlossen, als eigene Organisation zu den Bundestags- und Europawahlen anzutreten. 
“Neues Forum/Offene Liste” soll das Kind heißen. In Konkurrenz zu Bündnis 90/Grüne (vulgo: Bündel 
neulich, gründlich) will die Bürgerbewegung auch ‘“Organisation und Initiativen in Westdeutschland anspre- 
chen, die ihre Politik von denherrschenden Parteiennicht mehr vertretensehen””, heißt esin der verabschiedeten 
Erklärung. Aufder Tagung wurde auch einneuer Bundeskoordinierungsrat gewählt, dem B. Bohley, R. Schult, 
A. Andrich, H. Bohley und D. Kohl angehören. | 

H. Heidecke, umweltpolitische Sprecherin der Fraktion Bündnis 90/Grüne im Landtag von Sachsen- 
Anhalt, trat aus dem Neuen Forum aus. Sie kritisierte ‘‘Selbstherrlichkeit und Selbstüberschätzung”’’. 
Nichtsdestotrotz erklärte die Delegiertenversammlung des Neuen Forums in ihrer Abschlußerklärung, ihre 
Organisation sei ‘*die einzige, auf allen Ebenen wählbare Bürgerbewegung, die den Traditionen des Herbstes 
89 verpflichtet”’ sei. Zum Kongreß schrieb Irena Kukutz, Mitglied des Berliner Abgeordnetenhauses, Gruppe 
Neues Forum, für uns einen Kommentar. 


Wo ist das Spielbein und wo das St(r)andbein? 


Neues Forum qu-ält Neues Forum 1994! | 

So veränderten wir, die auf dem Bundesforum in Prerow anwesende Minderheit, die gegen eine 
Beteiligung an den Bundes- und Europawahlen 1994 sind, durch Überkleben eines Plakates an der Wand, das 
Vertreter des Landes Thüringen aufgehängt hatten. Die Wahldiskussion ist immer eine Qual im Neuen Forum, 
so auch diesmal. Um dieser Qual zu entgehen, wollte man in Berlin, das Thema am liebsten schon im Vorfeld 
auf Eis legen. Vertagen bis zu einem Sonderforum im Herbst. So waren die Vorstellungen des Berliner 
Arbeitsausschusses, die aber, wie vorausgesehen, keine Mehrheit fanden. Auch ich war gegen ein Verschieben 
des Konfliktes, weilman die Problemenicht löst, indemmanssie vertagt. Leiderkamesso zu einer Entscheidung, 
deren Auswirkungen weder in den Regionalgruppen der Länder, noch auf dem Bundesforum ausreichend 
diskutiert wurden. Weil ich der Ansicht bin, daß wir im Neuen Forum eine Entscheidung, die solche 
weitreichenden Konsequenzen hat, nicht per Mehrheit durchsetzen sollten, bin ich der Meinung, wie andere 
auch, daß dies ein gravierender Fehler war. 

Gravierend deshalb, weil er ein Diktat für diejenigen im Neuen Forum ist, die den Plattform- bzw. - 
Netzwerkgedanken nicht aufgeben wollen, deren vorrangiges Interesse es eben nicht ist, neben den etablierten 
Parteien eine weitere Quasi-Parteihabenzu wollen, die ihre Interessen vertritt, sondern die selbst Möglichkeiten 
suchen, sich in die eigenen Angelegenheiten einzumischen und die dies im Verbund (ohne sich zu binden in 
einem Bündnis 94) mit allen Gruppierungen wollen, die mit den grundsätzlichen Positionen des Neuen Forums 
übereinstimmen, wie das zum Beispiel die vielen Initiativen gegen die Militarisierung und für die Verteidigung 
von Menschen- und Bürgerrechten sind. Diese Initiativenhaben wenig Interessen an einem Partner, der sich im 
Wahlkampf verschleißt, und so Kräfte bindet, die vor Ort, wie das Beispiel Peenemünde zeigte, dringend 
gebraucht werden. 

Denn es drängen sich zunehmend Fragen auf wie solche: Wieviele sind wir eigentlich noch? Und wo 
sehen wir unsere politische Gestaltungsebene? Sehen wir sie weiter indem Spagat, das eine Bein aufder Straße, 
das andere im Parlament und in der Frage, wo ist das Spielbein, wo das Standbein? Ignorieren wir weiter die 
eigenen Erfahrungen von fast drei Jahren Parlamentsarbeit? Oder kommen wir endlich wieder in Bewegung, 
indem wir den mühevoll gehaltenen Spagat aufgeben? 

Das Neue Forum ist keine Bewegung an sich, sondern lebt durch bewegte Bürger, die sich bewegen. 
Die Abgabe der Stimme alle paar Jahre bewegt sehr wenig, fast gar nichts. Wir erleben das täglich. Warum sind 
wir also versessen darauf, einige wenige Mandatsträger auch im Bundestag oder Europaparlament zu haben, 
wenn man uns denn wählte? Ich sehe keinen überzeugenden Grund dafür, eher spricht alles dagegen. 

Irena Kukutz, MdA 
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TERMINE 


Umweltbibliothek Berlin, Schliemannstr. 22, 0-1058 
Berlin, Tel. 6097771 
Vereinscafe: Dienstag - Freitag ab 21.00 Uhr bzw. 


zum Veranstaltungsbeginn 

Neu! Jeden Donnerstag ab 17 Uhr 
Informationsangebot zur totalen 
Kriegsdienstverweigerung oder nach telefonischer 
Absprache 

Mittwochs ab 20 Uhr Frauencafe 


17. Juli 19.30 Uhr, Osteuropaforummit Detlev Stein 
(Neues Forum): Rumänien und Mazedonien 


10.-12.06. Straßenfest in der Hallenser Kellnerstraße 
26./27.06. Bonn, Bad-Godesberg, 
Hindenburgallee 50, Kongreß Ökologische 
Kinderrechte, Tel. 02228/443195 

27,06. 20.00, Fahrradies, Halle, Veranstaltungzur 
Peendemünder Schiffsbesetzung 

01.07. 8.30 Uhr, Berlin, Bahnhöfe, Aktion gegen 
Einberufungen, u.a. Vernichtung von 
Erfassungsbögen, Musterungsaufforderungen, 
Einberufungsbefehlen u.a. Militäragitationsmaterial 
(auch von der NVA) - Bitte mitbringen! 

04.07. Berlin, El Locco, Kreuzbergstr. 43, Treff- 
punkt für die anarchistische Fahrradrundfahrt 
Kreuzberg-Neukölln 

09.07. Berlin, El Locco, Kreuzbergstr. 43, ‘Hoch 
Mühsam - Hoch der Tod’’, Erich Mühsams Testa- 
ment 

10.07. 15 Uhr, O-1058 Berlin, Senefelderplatz, 
“Libertärer Jahrmarkt 93'’ 

10.-17.07. Internationales Treffender KDVer 
(ICOM) in Göecek bei Izmir/Türkei 

09.-18.07. *‘Grenzverkehr’’, Aktions-Rad- 
Tour von Dresden über Nordböhmen nach Polen, 
A: FBF, Hessestr. 4, W-8500 Nümberg 70, 0911/ 
288500 

25.-30.07. Europäischer Zumanismus-Kon- 
greß in Berlin, Tel. 030/6234878 

28.07.-1.08. Magdeburg/Elbeinsel, 
Umweltfestival mit Sternradtouren, Kontakt: AUF- 
TAKT, Beim Kalkberg 7, W-2120 Lüneburg, Tel. 
04131/66295, Fax: 66647 
30.07.-15.08. 3. rollende Zukunftswerkstatt 
Novosibirsk-Wladiwostok aufder BAM, Kontakt: 
Wladiwostok e.V., Schloßgärtnerei, W-6901 
LangenzelV/Baden, Tel. 06223/48086 
03.-05.09. Mutlangen, Erinnerungs- und 
Perspektivtreffen zum 10. Jahrestag der ersten gro- 
Ben gewaltfreien Mutlangen-Blockade 
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ab 28.09. Ein Modell zur Entstehung von 
politischerGewaltam Beispiel der RAF, Seminarreihe 
von brandung, Tel. 0331/22092 (Rüdiger) 

01.10. 8.30 Uhr, Berlin, Bahnhöfe, Aktion gegen 
Einberufungen, u.a. Vernichtung von 
Erfassungsbögen, Musterungsaufforderungen, 
Einberufungsbefehlen u.a. Militäragitationsmaterial 
- Bitte mitbringen! 

01.-03.10. Antimilitaristischer Kongress in 
Potsdam, 

* Alternativen zu Militär und Gewalt (Freitag, 19 
Uhr, öffentlich) 

* AG’s zu Gewaltfreier Aktion- FREIeHEIDe, 
Papenburg, out of area, Deserteursnetzwerk, Nach 
dem Ende der Wehrpflicht..?, wie weiter mit der 
KDV-Beratung?, ‘Ohne Zivis leben’, 
Militärseelsorge, Rüstungsexport, Eurotopia... (Sams- 
tag, 9.30-18 Uhr) 

* Party und Eröffnung der antimilitaristischen 
Filmwoche (19 Uhr) 

25.11. Aktionstag zur Gewalt gegen Frauen: 
Solidarität mit Flüchtlingsfrauen und Migrantinnen 


Veranstaltungen der Kampagne gegen Wehrpflicht, 
Zwangsdienste und Militär in Potsdam: 

20.7.93 17.00 Uhr Gedenkveranstaltung am 
Deserteursdenkmal, Platz der Einheit Potsdam 
Thema: Gedenken der Opfer des Militarismus 
01.9.93 10.00 - 20.00 Uhr Deserteursdenkmal, Platz 
der Einheit 

2. Potsdamer Entrüstungsfeier Weltfriedenstag - 
Antikriegstag 

In einer lockeren Atmosphäre sollen Kinder und 
Erwachsene die Möglichkeit der vielfältigsten Infor- 
mation verschiedener Gruppender Friedensbewegung 
zum Thema Krieg und Frieden haben. 
01.10.-03.10.93 Potsdam 

Thema: Jahreskongress 1993 - Antimilitaristischer 
Kongreß 

Veranstalter: Internationale der Kriegsdienstgegner - 
Sektion Berlin 

Inhalt: Die Arbeit der antimilitaristischen 
Friedensbewegung heute, Treffen der Gruppen aus 
dem Bundesgebiet 

02.10.93 21.00 Uhr Filmmuseum Potsdam Thema: 
Eröffnung der Antimilitaristischen Filmwoche, Film 
und Videoabend 


telegraph 6/93 


telegraph - Abonnement 


Ich bestelle den telegraph im Abonnement 
ab: für 

_ 1Jahr (45.- DM) 

_ _ 1/2 Jahr (23.- DM) 


Das Abonnement verlängert sich automatisch, sofern es nicht 
spätestens 6 Wochen vor Ablauf des alten Abos gekündigt wird. 
Der Auftrag kann innerhalb von 10 Tagen widerrufen werden. 


__ auf Probe (2 Hefte für 6.-DM) 


Das Probeabo verlängert sich nicht automatisch ! 
Probeabo nur gegen Vorkasse (bar oder Briefmarken) ! 


An 
Redaktion telegraph 
Schliemannstr. 22 
Berlin O-1058 


Datum/Unterschrift 


telegraph - das Geschenk 


Ich verschenke den telegraph als Abo für 
l Jahr (45.-DM) an: 


Name: 

Str./Nr.: 

Ort/PLZ: 

Zahlungsweise: _ Rechnung __Scheck 
_ per Abbuchung _Bar 


Konto-Nr. Bankleitzahl 


Das Geschenkabo verlängert sich nicht automatisch ! 
Der Auftrag kann innerhalb von 10 Tagen widerrufen werden. 


Name der Bank/Ort 


Datum/Unterschrift Datum /Unterschrift 


Hinweise zur Abokarte: 


Im grau markierten Feld bitte ankreuzen, ob Ihr den "telegraph” verschenken wollt oder selbst 
abonniert und das zugehörige Feld ausfüllen. Dann rechts das Feld zur Zahlweise ausfüllen. Nur wenn 
ein Einzug des Geldes vom Konto (Abbuchung) gewünscht ıst, bitte die Angaben zu Kontonummer, 
Bankleitzahl etc. machen und vor dem Abschicken nochmal überprüfen sowie mit der zweiten 
Unterschrift bestätigen. 

Fristen: 

Das Abo (nicht Geschenk- oder Probeabo) verlängert sich automatisch, wenn nıcht spätestens 6 
Wochen vor Ablauf des alten Abos die Kündigung erfolgte. Den Aboauftrag könnt Ihr bis zehn Tage 
nach Abschicken (Poststempel) wıderrufen. 

Probeabo: 

Wer den "telegraph” noch nicht kennt, kann sich über das Probeabo informieren (nur gegen Vorkasse 
Bar oder Scheck !). 

Geschenkabo: 

Wenn Euch jemand lieb ist, schenkt ihr/ihm doch einfach eın "telegraph”-Abo ! 

Förderabo: 

Menschen die meinen, daß sie soviel Geld verdienen, daß sie eine Zeitschrift wıe den "telegraph" 
unterstützen wollen, können das mit einem Förderabo für mindestens 70,-DM ım Jahr tun. Die Fristen 
sind die gleichen wie beim normalen Abo. Wirtschaftlich geht es dem "telegraph” nicht besonders gut. 
Auslandsabo: 

Wegen des erheblich höheren Portos kostet ein Auslandsabo ım Jahr 60,-DM. 
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